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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 809/2014 DER 
KOMMISSION 

vom 17. Juli 2014 

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems, 
der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums und der 

Cross-Compliance 

TITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung enthält Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EU) Nr. 1306/2013 in Bezug auf 

a) die Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die Kommission im Ein­
klang mit ihrer Verpflichtung, die finanziellen Interessen der Union 
zu schützen; 

b) die von den Mitgliedstaaten vorzunehmenden Verwaltungs- und 
Vor-Ort-Kontrollen hinsichtlich der Einhaltung der Förderkriterien, 
Verpflichtungen und sonstigen Auflagen; 

c) den Mindestsatz von Vor-Ort-Kontrollen und die Verpflichtung, 
diesen Satz zu erhöhen, bzw. die Möglichkeit, ihn zu senken; 

d) die Berichterstattung über die durchgeführten Kontrollen und Über­
prüfungen und deren Ergebnisse; 

e) die zuständigen Behörden für die Durchführung der Konformitäts­
kontrollen sowie über den Inhalt solcher Kontrollen; 

f) die besonderen Kontrollmaßnahmen und die Verfahren zur Bestim­
mung des Tetrahydrocannabinolgehalts in Hanf; 

g) die Einrichtung und Durchführung einer Regelung zur Kontrolle 
anerkannter Branchenverbände im Zusammenhang mit der kultur­
spezifischen Zahlung für Baumwolle; 

h) die Fälle, in denen Beihilfe- und Zahlungsanträge oder andere Mit­
teilungen, Anträge oder Ersuchen nach deren Einreichung berichtigt 
und angepasst werden können; 

i) die Anwendung und Berechnung der teilweisen oder vollständigen 
Rücknahme von Zahlungen; 

j) die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge und die Sank­
tionen sowie zu Unrecht zugewiesener Zahlungsansprüche und die 
Anwendung von Zinsen. 

k) die Anwendung und Berechnung der Verwaltungssanktionen; 

l) die Festlegung, wann ein Verstoß als geringfügig gilt; 

▼B 
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m) die Beihilfe- und Zahlungsanträge sowie die Anträge auf Zahlungs­
ansprüche, einschließlich des Termins für die Einreichung der An­
träge, Anforderungen hinsichtlich der Mindestangaben in den An­
trägen, Bestimmungen über Änderungen oder die Rücknahme von 
Beihilfeanträgen, Ausnahmen von der Beihilfeantragspflicht und Be­
stimmungen, die es den Mitgliedstaaten erlauben, vereinfachte Ver­
fahren anzuwenden; 

n) die Durchführung von Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung 
der Verpflichtungen sowie der Richtigkeit und Vollständigkeit der 
im Beihilfe- oder Zahlungsantrag gemachten Angaben, einschließ­
lich Vorschriften über Messtoleranzen für Vor-Ort-Kontrollen; 

o) die technischen Spezifikationen, die für die einheitliche Durchfüh­
rung von Titel V Kapitel II der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
erforderlich sind; 

p) die Übertragung eines Betriebs; 

q) die Zahlung von Vorschüssen; 

r) die Durchführung von Kontrollen der Cross-Compliance-Verpflich­
tungen, einschließlich der Berücksichtigung der Beteiligung der Be­
triebsinhaber am System der landwirtschaftlichen Betriebsberatung 
und der Beteiligung der Betriebsinhaber an einem Zertifizierungs­
system; 

s) die Berechnung und Anwendung der Verwaltungssanktionen im 
Bereich der Cross-Compliance-Verpflichtungen, einschließlich in 
Bezug auf Begünstigte, bei denen es sich um eine Vereinigung 
von Personen handelt. 

Artikel 2 

Informationsaustausch über Beihilfe-, Förder- und Zahlungsanträge 
sowie andere Erklärungen 

(1) Für die ordnungsgemäße Verwaltung von Beihilferegelungen und 
Stützungsmaßnahmen und in den Fällen, in denen in einem Mitglied­
staat mehr als eine Zahlstelle für die Verwaltung der Direktzahlungen 
und Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums desselben Be­
günstigten zuständig ist, ergreift der betreffende Mitgliedstaat die geeig­
neten Maßnahmen, um gegebenenfalls sicherzustellen, dass die gefor­
derten Angaben in den Beihilfe-, Förder- oder Zahlungsanträgen oder 
anderen Erklärungen allen beteiligten Zahlstellen zur Verfügung gestellt 
werden. 

(2) Werden die Kontrollen nicht von der zuständigen Zahlstelle 
durchgeführt, so trägt der betreffende Mitgliedstaat dafür Sorge, dass 
die Zahlstelle ausreichende Informationen über die durchgeführten Kon­
trollen und deren Ergebnisse erhält. Die Zahlstelle legt fest, welche 
Informationen sie benötigt. 

Artikel 3 

Rücknahme von Beihilfe-, Förder- und Zahlungsanträgen sowie 
anderen Erklärungen 

(1) Ein Beihilfe-, Förder- oder Zahlungsantrag oder eine andere Er­
klärung kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurückgenommen 
werden. Eine solche Rücknahme wird von der zuständigen Behörde 
registriert. 

▼B 
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Macht ein Mitgliedstaat von den Möglichkeiten gemäß Artikel 21 Ab­
satz 3 Gebrauch, so kann er vorsehen, dass die Meldung an die elek­
tronische Tierdatenbank, dass ein Tier den Betrieb verlassen hat, als 
schriftliche Rücknahme gilt. 

(2) Hat die zuständige Behörde den Begünstigten bereits auf einen 
Verstoß in den in Absatz 1 genannten Unterlagen hingewiesen oder hat 
ihn die zuständige Behörde von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort- 
Kontrolle durchzuführen, oder wird bei einer Vor-Ort-Kontrolle ein Ver­
stoß festgestellt, so können die von dem Verstoß betroffenen Teile der 
genannten Unterlagen nicht zurückgenommen werden. 

(3) Durch Rücknahmen nach Absatz 1 werden die Begünstigten wie­
der in die Situation versetzt, in der sie sich vor Einreichung der betref­
fenden Unterlagen oder des betreffenden Teils davon befanden. 

Artikel 4 

Berichtigung und Anpassung bei offensichtlichen Irrtümern 

Vom Begünstigten vorgelegte Beihilfe-, Förder- und Zahlungsanträge 
sowie Belege können jederzeit nach ihrer Einreichung berichtigt und 
angepasst werden, wenn es sich um offensichtliche Irrtümer handelt, 
die von der zuständigen Behörde auf der Grundlage einer umfassenden 
Einzelfallbewertung anerkannt wurden, und wenn der Begünstigte in 
gutem Glauben gehandelt hat. 

Die zuständige Behörde kann offensichtliche Irrtümer nur dann anerken­
nen, wenn sie durch eine einfache Prüfung der Angaben in den in 
Unterabsatz 1 genannten Unterlagen unmittelbar festgestellt werden 
können. 

Artikel 5 

Kürzungen, Ablehnungen, Rücknahmen und Sanktionen 

Unterliegt ein Verstoß, für den Sanktionen gemäß Titel IV Kapitel II der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission ( 1 ) ver­
hängt werden, auch Rücknahmen oder Sanktionen gemäß Titel II Ka­
pitel III und IV oder gemäß Titel III der genannten Verordnung, 

a) so werden bei Direktzahlungsregelungen und Maßnahmen zur Ent­
wicklung des ländlichen Raums im Anwendungsbereich des inte­
grierten Systems die Kürzungen, Ablehnungen, Rücknahmen oder 
Sanktionen gemäß Titel II Kapitel III und IV oder Titel III der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 angewendet; 

▼B 
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( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. März 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und 
Kontrollsystem und die Bedingungen für die Ablehnung oder Rücknahme 
von Zahlungen sowie für Verwaltungssanktionen im Rahmen von Direktzah­
lungen, Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums und der Cross- 
Compliance (ABl. L 181 vom 20.6.2014, S. 48).



 

b) so werden die Sanktionen gemäß Titel IV Kapitel II der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 640/2014 auf den Gesamtbetrag der Zahlungen 
angewendet, die dem Begünstigten gemäß Artikel 92 der Verord­
nung (EU) Nr. 1306/2013 zu gewähren sind und die keinen Kür­
zungen, Ablehnungen, Rücknahmen oder Sanktionen gemäß Buch­
stabe a unterliegen. 

Die Kürzungen, Ablehnungen, Rücknahmen und Sanktionen gemäß Ab­
satz 1 werden nach dem in Artikel 6 der vorliegenden Verordnung 
vorgesehenen Verfahren unbeschadet etwaiger zusätzlicher Sanktionen 
im Rahmen anderer Rechtsvorschriften der Union oder des nationalen 
Rechts angewandt. 

Artikel 6 

Reihenfolge der Kürzungen, Ablehnungen, Rücknahmen und 
Sanktionen bei den einzelnen Direktzahlungsregelungen und 

Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums 

(1) Die Höhe der Zahlung, die einem Begünstigten im Rahmen einer 
der in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten 
Regelungen zu gewähren ist, wird von den Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage der Bedingungen festgelegt, die im Einklang mit der genann­
ten Verordnung und mit den Programmen für die Regionen in äußerster 
Randlage der Union und zugunsten der kleineren Ägäischen Inseln 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 228/2013 ( 1 ) beziehungsweise der Ver­
ordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) für die betreffende Direktzahlungsregelung aufgestellt wurden. 

(2) Für jede in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 auf­
geführte Direktzahlungsregelung und für jede Maßnahme zur Entwick­
lung des ländlichen Raums im Anwendungsbereich des integrierten 
Systems gemäß Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Nummer 6 der Dele­
gierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 werden die Kürzungen, Rück­
nahmen und Sanktionen gegebenenfalls in folgender Reihenfolge be­
rechnet: 

a) Die Kürzungen und Sanktionen gemäß Titel II Kapitel IV der De­
legierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014, mit Ausnahme der in Ar­
tikel 16 der genannten Verordnung aufgeführten Sanktionen, werden 
auf jeden Verstoß angewendet; 

b) der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstaben a ergibt, 
dient als Grundlage für die Berechnung der Ablehnungen gemäß 
Titel III der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014; 

c) der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstaben b ergibt, 
dient als Grundlage für die Berechnung von Kürzungen wegen ver­
späteter Einreichung eines Antrags im Sinne der Artikel 13 und 14 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014; 

▼B 
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( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 
zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates (ABl. L 78 vom 20.3.2013, 
S. 23). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 
zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen Meeres und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (ABl. L 78 vom 20.3.2013, 
S. 41).



 

d) der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstaben c ergibt, 
dient als Grundlage für die Berechnung von Kürzungen wegen 
Nichtangabe von landwirtschaftlichen Parzellen im Sinne des Arti­
kels 16 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014; 

e) der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstaben d ergibt, 
dient als Grundlage für die Berechnung der Rücknahmen gemäß 
Titel III der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014; 

f) der Betrag, der sich aus der Anwendung des Buchstaben e ergibt, 
dient als Grundlage für die Anwendung 

i) der linearen Kürzung gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013, 

ii) der linearen Kürzung gemäß Artikel 51 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013, 

iii) der linearen Kürzung gemäß Artikel 65 Absatz 2 Buchstabe c 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, 

iv) der linearen Kürzung gemäß Artikel 65 Absatz 4 der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013, 

v) der linearen Kürzung, wenn die gemäß Artikel 41 der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013 zu leistenden Zahlungen die nationa­
len Obergrenze gemäß Artikel 42 Absatz 2 der genannten Ver­
ordnung überschreiten. 

(3) Der Betrag, der sich aus der Anwendung von Absatz 2 Buchstabe 
f ergibt, dient als Grundlage für die Anwendung 

a) der Kürzung der Zahlungen gemäß Artikel 11 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013; 

b) der linearen Kürzung gemäß Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013; 

c) des Anpassungssatzes gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013. 

(4) Der Zahlungsbetrag, der sich aus der Anwendung von Absatz 3 
ergibt, dient als Grundlage für die Berechnung von Kürzungen wegen 
Nichteinhaltung von Cross-Compliance-Verpflichtungen gemäß Titel IV 
Kapitel II der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014. 

Artikel 7 

Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge 

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Beträgen ist der Begünstigte zur Rück­
zahlung der betreffenden Beträge zuzüglich gegebenenfalls der gemäß 
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. 

▼B 
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(2) Zinsen werden für den Zeitraum zwischen dem Ende der in der 
Einziehungsanordnung angegebenen Zahlungsfrist für den Begünstigten, 
die nicht mehr als 60 Tage betragen sollte, und dem Zeitpunkt der 
Rückzahlung bzw. des Abzugs berechnet. 

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Maßgabe der einschlägigen na­
tionalen Rechtsvorschriften berechnet, darf jedoch nicht niedriger sein 
als der bei der Wiedereinziehung von Beträgen nach nationalen Vor­
schriften geltende Zinssatz. 

(3) Die Verpflichtung zur Rückzahlung gemäß Absatz 1 gilt nicht, 
wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zuständigen Behörde oder einer 
anderen Behörde zurückzuführen ist, der vom Begünstigten nach ver­
nünftiger Einschätzung nicht erkennbar war. 

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die für die Berechnung der 
betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt Unterabsatz 1 nur, wenn 
der Wiedereinziehungsbescheid nicht innerhalb von zwölf Monaten 
nach der Zahlung übermittelt worden ist. 

Artikel 8 

Übertragung eines Betriebs 

(1) Für die Zwecke dieses Artikels gelten folgende Begriffsbestim­
mungen: 

a) „Übertragung eines Betriebs“: Verkauf, Verpachtung oder jede ähn­
liche Art der Transaktion in Bezug auf die betreffenden Produktions­
einheiten; 

b) „Übertragender“: der Begünstigte, dessen Betrieb an einen anderen 
Begünstigten übertragen wird; 

c) „Übernehmer“: der Begünstigte, an den der Betrieb übertragen wird. 

(2) Wird ein Betrieb vollständig von einem Begünstigten an einen 
anderen Begünstigten übertragen, nachdem ein Beihilfe-, Förder- oder 
Zahlungsantrag gestellt wurde und bevor alle Voraussetzungen für die 
Gewährung der Beihilfe oder der Förderung erfüllt worden sind, so wird 
dem Übertragenden für den übertragenen Betrieb keine Beihilfe bzw. 
keine Förderung gewährt. 

(3) Die vom Übertragenden beantragte Beihilfe oder Zahlung wird 
dem Übernehmer gewährt, wenn 

a) der Übernehmer die zuständige Behörde innerhalb einer von den 
Mitgliedstaaten festzusetzenden Frist über die Übertragung unterrich­
tet und die Zahlung der Beihilfe und/oder Förderung beantragt; 

b) der Übernehmer der zuständigen Behörde die von ihr geforderten 
Nachweise vorlegt; 

c) alle Voraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe und/oder För­
derung im übertragenen Betrieb erfüllt sind. 

(4) Nachdem der Übernehmer die zuständige Behörde unterrichtet 
und die Zahlung der Beihilfe und/oder Förderung gemäß Absatz 3 
Buchstabe a beantragt hat, 

▼B 
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a) gehen alle Rechte und Pflichten des Übertragenden, die sich im 
Rahmen des Beihilfe-, Förder- oder Zahlungsantrags aus dem 
Rechtsverhältnis zwischen dem Übertragenden und der zuständigen 
Behörde ergeben, auf den Übernehmer über; 

b) gelten alle Maßnahmen, die für die Gewährung der Beihilfe und/oder 
Förderung erforderlich sind, und alle vom Übertragenden vor der 
Übertragung abgegebenen Erklärungen für die Anwendung der be­
treffenden Unionsbestimmungen als vom Übernehmer getroffen bzw. 
abgegeben; 

c) gilt der übertragene Betrieb gegebenenfalls in Bezug auf das betref­
fende Antragsjahr als eigenständiger Betrieb. 

(5) Die Mitgliedstaaten können gegebenenfalls beschließen, die Bei­
hilfe und/oder Förderung dem Übertragenden zu gewähren. In diesem 
Fall 

a) wird dem Übernehmer keine Beihilfe oder Förderung gewährt; 

b) wenden die Mitgliedstaaten die Vorschriften der Absätze 2, 3 und 4 
sinngemäß an. 

Artikel 9 

Mitteilungen 

(1) Für alle Direktzahlungsregelungen, Maßnahmen zur Entwicklung 
des ländlichen Raums, technische Hilfe und die Unterstützung im Wein­
sektor gemäß den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 
1308/2013 senden die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 15. 
Juli eines jeden Jahres die Kontrolldaten und -statistiken des voran­
gegangenen Kalenderjahres und übermitteln dabei insbesondere fol­
gende Daten: 

a) Angaben zu einzelnen Begünstigten: Beihilfe- und Zahlungsanträge, 
gemeldete bzw. angegebene Flächen und Tiere, Ergebnisse der Ver­
waltungs-, Vor-Ort- und Ex-post-Kontrollen; 

b) gegebenenfalls die Ergebnisse der Cross-Compliance-Kontrollen, 
einschließlich der entsprechenden Kürzungen und Ausschlüsse. 

Die Mitgliedstaaten nutzen für diese Mitteilung auf elektronischem 
Wege die ihnen von der Kommission zur Verfügung gestellten tech­
nischen Spezifikationen für die Übermittlung der Kontrolldaten und 
Kontrollstatistiken. 

(2) Bis 15. Juli 2015 übersenden die Mitgliedstaaten der Kommission 
einen Bericht über die gewählten Optionen zur Kontrolle der Cross- 
Compliance-Verpflichtungen sowie die zuständigen Kontrolleinrichtun­
gen, die die Einhaltung der Cross-Compliance-Verpflichtungen und 
-Standards überwachen. Spätere Änderungen der in diesem Bericht ent­
haltenen Informationen werden unverzüglich mitgeteilt. 

▼B 
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(3) Bis 15. Juli eines jeden Jahres übermitteln die Mitgliedstaaten der 
Kommission einen Bericht über die Maßnahmen zur Verwaltung und 
Kontrolle der fakultativen gekoppelten Stützung des vorangegangenen 
Kalenderjahrs. 

(4) Die als Teil des integrierten Systems erfassten elektronischen 
Daten dienen zur Untermauerung der im Rahmen der sektorspezifischen 
Vorschriften an die Kommission zu übermittelnden Informationen. 

TITEL II 

INTEGRIERTES VERWALTUNGS- UND KONTROLLSYSTEM 

KAPITEL I 

Allgemeine Vorschriften 

▼M1 

Artikel 10 

Vorschüsse für Direktzahlungen 

Gewährt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 75 der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 Vorschüsse für Direktzahlungen, wird der Anpassungs­
satz für die Haushaltsdisziplin gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 bei der Berechnung dieser Vorschusszahlungen nicht 
angewendet. 

Bei der ab dem 1. Dezember an die Begünstigten zu leistenden Rest­
zahlung wird der für das betreffende Antragsjahr geltende Anpassungs­
satz für die Haushaltsdisziplin auf den Gesamtbetrag der Direktzahlun­
gen für das genannte Jahr angewendet. 

▼B 

KAPITEL II 

Beihilfe- und Zahlungsanträge 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

Artikel 11 

Vereinfachung der Verfahren 

(1) Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen in den Verordnun­
gen (EU) Nr. 1305/2013, (EU) Nr. 1306/2013 und (EU) Nr. 1307/2013, 
in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 oder in der vorlie­
genden Verordnung können die Mitgliedstaaten zulassen oder vorschrei­
ben, dass Mitteilungen nach vorliegender Verordnung sowohl vom Be­
günstigten an die Behörden als auch umgekehrt in elektronischer Form 
erfolgen, sofern dies zu keiner Diskriminierung zwischen den Begüns­
tigten führt und geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um insbeson­
dere sicherzustellen, dass 

a) der Begünstigte eindeutig identifiziert wird; 

b) der Begünstigte alle Anforderungen im Rahmen der betreffenden 
Direktzahlungsregelung oder Maßnahme zur Entwicklung des länd­
lichen Raums erfüllt; 

▼B 
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c) die übermittelten Daten im Hinblick auf die ordnungsgemäße Ver­
waltung der betreffenden Direktzahlungsregelung oder Maßnahme 
zur Entwicklung des ländlichen Raums zuverlässig sind; werden 
die Angaben aus der elektronischen Tierdatenbank gemäß der De­
finition in Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Nummer 9 der Dele­
gierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 genutzt, muss diese Daten­
bank den für die ordnungsgemäße Verwaltung der betreffenden Di­
rektzahlungsregelung oder Maßnahme zur Entwicklung des ländli­
chen Raums erforderlichen Zuverlässigkeits- und Durchführungsstan­
dard bieten; 

d) Begleitunterlagen, die nicht elektronisch übermittelt werden können, 
innerhalb derselben Fristen bei den zuständigen Behörden eingehen, 
wie sie für die nicht elektronische Übermittlung vorgeschrieben sind. 

(2) Ferner können die Mitgliedstaaten unter den Bedingungen von 
Absatz 1 vereinfachte Verfahren für die Einreichung der Beihilfe- 
oder Zahlungsanträge vorsehen, soweit die benötigten Daten den Behör­
den bereits vorliegen, insbesondere wenn gegenüber dem letzten Bei­
hilfe- oder Zahlungsantrag im Rahmen der betreffenden Direktzahlungs­
regelung oder Maßnahme zur Entwicklung des ländlichen Raums gemäß 
Artikel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 keine Ände­
rungen eingetreten sind. Die Mitgliedstaaten können beschließen, Daten 
aus Datenquellen der nationalen Behörden für die Zwecke der Beihilfe- 
und Zahlungsanträge zu nutzen. In diesem Fall trägt der Mitgliedstaat 
dafür Sorge, dass diese Datenquellen die für die ordnungsgemäße Ver­
waltung der Daten erforderliche Zuverlässigkeit aufweisen, um die Ver­
lässlichkeit, Unversehrtheit und Sicherheit dieser Daten zu gewährleis­
ten. 

(3) Die zuständige Behörde kann, wenn möglich, die erforderlichen 
Informationen in den zusammen mit dem Beihilfe- oder Zahlungsantrag 
einzureichenden Belegen direkt bei der Auskunftsquelle einholen. 

▼M1 
(4) Werden im Rahmen des integrierten Systems das vordefinierte 
Formular und die entsprechenden kartografischen Unterlagen gemäß 
Artikel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 über eine 
GIS-basierte Schnittstelle bereitgestellt, über die die geografischen und 
alphanumerischen Daten der gemeldeten Flächen verarbeitet werden 
können (im Folgenden „geografisches Beihilfeantragsformular“), können 
die Mitgliedstaaten beschließen, ein System von Vorab-Gegenkontrollen 
(im Folgenden „Vorabprüfungen“) einzuführen, das mindestens die Ge­
genkontrollen gemäß Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b 
und c umfassen muss. Die Ergebnisse werden dem Begünstigten inner­
halb von 26 Kalendertagen nach dem in Artikel 13 der vorliegenden 
Verordnung genannten Termin für die Einreichung des Sammelantrags, 
des Beihilfeantrags oder der Zahlungsanträge mitgeteilt. Endet dieser 
Zeitraum von 26 Kalendertagen jedoch vor dem in Artikel 15 Absatz 2 
genannten Termin für die Mitteilung von Änderungen, werden dem 
Begünstigten die Ergebnisse spätestens an dem Kalendertag mitgeteilt, 
der auf den Termin für die Mitteilung von Änderungen für das betref­
fende Jahr folgt. 

▼B 
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Die Mitgliedstaaten können beschließen, solche Vorabprüfungen auf 
regionaler Ebene vorzunehmen, sofern das System mit dem geogra­
fischen Beihilfeantragsformular auf regionaler Ebene besteht. 

(5) Handelt es sich bei dem Begünstigten um eine Gruppe von Per­
sonen, die eine Förderung für Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 
gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 beantragen 
(im Folgenden das „Kollektiv“), kann der Mitgliedstaat beschließen, 
von der Anforderung gemäß Artikel 14 der vorliegenden Verordnung, 
wonach der Zahlungsantrag alle zur Feststellung der Förderfähigkeit 
erforderlichen Informationen enthalten muss, und der Einschränkung 
gemäß Artikel 13 der vorliegenden Verordnung abzuweichen, wonach 
alle notwendigen Angaben zur ordnungsgemäßen Bearbeitung und Zah­
lung der Förderung bis zu dem Termin für die Einreichung des Zah­
lungsantrags vorgelegt werden müssen, indem er einen vereinfachten 
jährlichen Zahlungsantrag (im Folgenden „Kollektivantrag“) einführt, 
der von einem Kollektiv vorgelegt wird. 

Die Artikel 2, 3, 4, 9, 11, 13, 15 und 16, Artikel 17 Absätze 1 und 3 bis 
9, Artikel 21, 24, 25, 27, 28, 29, 35, 38, 39, 40, 42, 43 und 45 der 
vorliegenden Verordnung sowie die Artikel 4, 12 und 13 der Verord­
nung (EU) Nr. 640/2014 gelten sinngemäß für die besonderen Vor­
schriften, die im Hinblick auf den Kollektivantrag festgelegt wurden. 

Bei Kollektiven nehmen die Mitgliedstaaten eine Beschreibung der Ver­
waltungsvereinbarungen in das Programm zur Entwicklung des ländli­
chen Raums auf. 

▼B 

Artikel 12 

Allgemeine Bestimmungen zum Sammelantrag und zur Einreichung 
von Anträgen auf Förderung im Rahmen von Maßnahmen zur 

Entwicklung des ländlichen Raums 

(1) Beschließen Mitgliedstaaten gemäß Artikel 72 Absatz 4 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1306/2013, dass die Beihilfeanträge für Direktzah­
lungen und die Zahlungsanträge für Maßnahmen zur Entwicklung des 
ländlichen Raums in den Sammelantrag aufzunehmen sind, gelten die 
Artikel 20, 21 und 22 der vorliegenden Verordnung sinngemäß für die 
besonderen Vorschriften, die im Rahmen dieser Regelungen oder Maß­
nahmen für den Beihilfe- und/oder Zahlungsantrag festgelegt wurden. 

(2) Ein Begünstigter, der im Rahmen einer flächenbezogenen Direkt­
zahlungsregelung oder einer Maßnahme zur Entwicklung des ländlichen 
Raums eine Beihilfe und/oder Förderung beantragt, darf nur einen Sam­
melantrag pro Jahr einreichen. 

(3) Die Mitgliedstaaten legen geeignete Verfahren für die Einrei­
chung von Anträgen auf Förderung im Rahmen von Maßnahmen zur 
Entwicklung des ländlichen Raums fest. 

Artikel 13 

Termin für die Einreichung des Sammelantrags sowie der Beihilfe- 
und Zahlungsanträge 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Termine für die Einreichung des 
Sammelantrags sowie der Beihilfe- und Zahlungsanträge fest. Dieser 
Termin darf nicht nach dem 15. Mai eines jeden Jahres liegen. Estland, 
Lettland, Litauen, Finnland und Schweden können einen späteren Ter­
min festlegen, der aber nicht nach dem 15. Juni liegen darf. 

▼M1 
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Bei der Festsetzung dieser Termine ziehen die Mitgliedstaaten den für 
die Vorlage aller notwendigen Angaben zur ordnungsgemäßen Bearbei­
tung und Zahlung der Beihilfen und/oder Förderung benötigten Zeit­
raum in Betracht und stellen sicher, dass wirksame Kontrollen geplant 
werden. 

(2) Im Einklang mit dem Verfahren nach Artikel 78 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 können die Termine gemäß Absatz 1 
dieses Artikels für bestimmte Gebiete, in denen außergewöhnliche kli­
matische Bedingungen herrschen, auf einen späteren Zeitpunkt fest­
gesetzt werden. 

Artikel 14 

Inhalt des Sammelantrags oder des Zahlungsantrags 

(1) Der Sammelantrag oder Zahlungsantrag muss alle zur Feststel­
lung der Beihilfe- und/oder Förderfähigkeit erforderlichen Informationen 
enthalten, insbesondere 

a) die Identität des Begünstigten; 

b) Einzelheiten zu den betreffenden Direktzahlungsregelungen und/oder 
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums; 

c) für die Zwecke der Basisprämienregelung die Bestimmung der Zah­
lungsansprüche entsprechend dem System zur Identifizierung und 
Registrierung gemäß Artikel 7 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 640/2014; 

d) zweckdienliche Angaben zur eindeutigen Identifizierung aller land­
wirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Fläche ausgedrückt in 
Hektar auf zwei Dezimalstellen genau, ihre Lage und, wenn gefor­
dert, genauere Angaben zur Nutzung der landwirtschaftlichen Par­
zellen; 

e) gegebenenfalls geeignete Angaben zur eindeutigen Identifizierung 
nichtlandwirtschaftlicher Flächen, für die Förderung im Rahmen 
der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums beantragt 
wird; 

f) gegebenenfalls die für die Überprüfung der Förderfähigkeit im Rah­
men der betreffenden Regelung und/oder Maßnahme erforderlichen 
Belege; 

g) eine Erklärung des Begünstigten, dass er von den für die betreffen­
den Direktzahlungsregelungen und/oder Maßnahmen zur Entwick­
lung des ländlichen Raums geltenden Voraussetzungen Kenntnis ge­
nommen hat; 

h) gegebenenfalls eine Erklärung des Begünstigten, dass er unter die 
Liste nichtlandwirtschaftlicher Unternehmen oder Tätigkeiten gemäß 
Artikel 9 Absatz 2 Unterabsätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 fällt. 

(2) Die Bestimmung der Zahlungsansprüche gemäß Absatz 1 Buch­
stabe c ist in den dem Begünstigten gemäß Artikel 72 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 zur Verfügung gestellten vordefinier­
ten Formularen entsprechend dem System zur Identifizierung und Re­
gistrierung gemäß Artikel 7 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
640/2014 anzugeben. 

▼B 
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(3) Im ersten Jahr der Anwendung der Basisprämienregelung können 
die Mitgliedstaaten von diesem Artikel und Artikel 17 der vorliegenden 
Verordnung in Bezug auf Zahlungsansprüche abweichen. 

▼M1 
(4) Für die Zwecke der Zahlung für dem Klima- und dem Umwelt­
schutz förderliche Landbewirtschaftungsmethoden gemäß Titel III Ka­
pitel 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 können die Mitgliedstaaten 
dem Begünstigten erlauben, in hinreichend begründeten Fällen den In­
halt des Sammelantrags hinsichtlich der Nutzung der landwirtschaftli­
chen Parzellen zu ändern, sofern sich der Begünstigte dadurch für die 
Einhaltung der gemäß dem ursprünglichen Antrag bestehenden Ökologi­
sierungsverpflichtungen keinen Vorteil verschafft. Die Mitgliedstaaten 
können beschließen, für die Mitteilung dieser Änderungen an die zu­
ständige Behörde einen Termin festzulegen. 

Hat die zuständige Behörde den Begünstigten bereits auf einen Verstoß 
im Sammelantrag oder Zahlungsantrag hingewiesen oder ihn von ihrer 
Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzuführen, oder wird 
bei einer Vor-Ort-Kontrolle ein Verstoß festgestellt, so sind Änderungen 
im Sinne von Unterabsatz 1 für die von dem Verstoß betroffenen land­
wirtschaftlichen Parzellen nicht zulässig. 

Artikel 14a 

Kollektivanträge 

(1) Beschließt ein Mitgliedstaat, Kollektivanträge zuzulassen, so gilt 
Artikel 14 nicht für solche Kollektivanträge. 

(2) Das Kollektiv legt jedes Jahr einen Kollektivantrag vor. 

(3) Der Kollektivantrag enthält alle zur Feststellung der Förderfähig­
keit erforderlichen Informationen, mit Ausnahme der Angaben zu den 
Verpflichtungen im Rahmen der Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 
gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. Der Kollektiv­
antrag enthält insbesondere folgende Angaben: 

a) die Identität des Kollektivs; 

b) die eindeutige Identifizierung jedes teilnehmenden Mitglieds des 
Kollektivs; 

c) einen Verweis auf den von dem Kollektiv vorgelegten Förderantrag; 

d) genaue Angaben zu den betreffenden Agrarumwelt- und Klimamaß­
nahmen; 

e) zweckdienliche Angaben zur eindeutigen Identifizierung aller land­
wirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Fläche ausgedrückt in 
Hektar auf zwei Dezimalstellen genau, ihre Lage und, wenn gefor­
dert, genauere Angaben zur Nutzung der landwirtschaftlichen Par­
zellen; 

f) gegebenenfalls geeignete Angaben zur eindeutigen Identifizierung 
nichtlandwirtschaftlicher Flächen, für die Förderung im Rahmen 
der Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums beantragt 
wird; 

g) gegebenenfalls die für die Überprüfung der Förderfähigkeit im Rah­
men der betreffenden Maßnahme erforderlichen Belege; 

▼B 
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h) eine Erklärung des Kollektivs, dass die teilnehmenden Mitglieder 
von den für die betreffenden Maßnahmen zur Entwicklung des länd­
lichen Raums geltenden Voraussetzungen und den finanziellen Aus­
wirkungen im Falle von Verstößen Kenntnis genommen haben. 

Enthält der von dem Kollektiv vorgelegte Förderantrag die Angaben 
gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben b, d und h, kann anstelle dieser An­
gaben auf den Förderantrag verwiesen werden. 

(4) Abweichend von Absatz 3 Unterabsatz 1 können die Mitglied­
staaten beschließen, dass der Kollektivantrag alle Angaben zu den Ver­
pflichtungen im Rahmen der Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen ent­
halten muss. 

(5) Das Kollektiv informiert die zuständige Behörde spätestens 14 
Kalendertage, bevor eine Verpflichtung im Rahmen der Agrarumwelt- 
und Klimamaßnahmen eingegangen wird, über jede solche Verpflich­
tung. Die Mitgliedstaaten legen geeignete Verfahren für diese Mitteilung 
fest. 

Enthält der Kollektivantrag gemäß Absatz 4 die genauen Angaben zu 
den Verpflichtungen im Rahmen der Agrarumwelt- und Klimamaßnah­
men, so müssen die Verpflichtungen nicht im Einklang mit Unter­
absatz 1 des vorliegenden Absatzes mitgeteilt werden, es sei denn, es 
wird hinsichtlich Art, zeitlichem Ablauf oder Ort der Verpflichtung eine 
Änderung vorgenommen. 

Artikel 15 

Änderungen des Sammelantrags oder des Zahlungsantrags und 
Änderungen nach Vorabprüfungen 

▼B 
(1) Nach dem Termin für die Einreichung des Sammelantrags oder 
des Zahlungsantrags können einzelne landwirtschaftliche Parzellen oder 
einzelne Zahlungsansprüche in dem Antrag hinzugefügt oder angepasst 
werden, sofern die Voraussetzungen für die betreffenden Direktzah­
lungsregelungen oder Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums erfüllt sind. 

Unter den gleichen Bedingungen können Änderungen hinsichtlich der 
Nutzung oder der Beihilferegelung oder der Maßnahme zur Entwicklung 
des ländlichen Raums bei einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen oder 
Zahlungsansprüchen vorgenommen werden, die im Sammelantrag be­
reits ausgewiesen sind. 

Sofern die Änderungen nach den Unterabsätzen 1 und 2 die vorzule­
genden Belege oder Verträge berühren, können auch diese Belege oder 
Verträge entsprechend geändert werden. 

▼M1 
(1a) Wurden einem Begünstigten die Ergebnisse der Vorabprüfungen 
gemäß Artikel 11 Absatz 4 mitgeteilt, kann dieser Begünstigte den 
Sammelantrag oder den Zahlungsantrag ändern, um für einzelne Par­
zellen alle Korrekturen vorzunehmen, die aufgrund der Ergebnisse die­
ser Gegenkontrollen, falls diese potenzielle Verstöße ergeben haben, 
erforderlich sind. 

(2) Änderungen gemäß Absatz 1 sind der zuständigen Behörde bis 
spätestens 31. Mai des betreffenden Jahres mitzuteilen, außer im Falle 

▼M1 
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von Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden, wo sie bis 
spätestens 15. Juni des betreffenden Jahres mitzuteilen sind. 

Diese Mitteilungen erfolgen schriftlich oder über das geografische Bei­
hilfeantragsformular. 

Abweichend von Unterabsatz 1 können die Mitgliedstaaten einen frü­
heren Termin für die Mitteilung solcher Änderungen festsetzen. Dieser 
Termin darf jedoch nicht weniger als 15 Kalendertage nach dem Termin 
für die Einreichung des Sammelantrags oder des Zahlungsantrags gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 liegen. 

(2a) Änderungen nach Vorabprüfungen gemäß Absatz 1a werden der 
zuständigen Behörde spätestens 35 Kalendertage nach dem in Artikel 13 
genannten Termin für die Einreichung des Sammelantrags, des Beihilfe­
antrags oder der Zahlungsanträge mitgeteilt. Endet dieser Zeitraum von 
35 Kalendertagen jedoch vor dem in Absatz 2 genannten Termin für die 
Mitteilung von Änderungen werden der zuständigen Behörde die Än­
derungen spätestens zehn Kalendertage nach dem Termin für die Mit­
teilung von Änderungen für das betreffende Jahr mitgeteilt. 

Diese Mitteilungen erfolgen schriftlich oder über das geografische Bei­
hilfeantragsformular. 

▼B 
(3) Hat die zuständige Behörde den Begünstigten bereits auf einen 
Verstoß im Sammelantrag oder Zahlungsantrag hingewiesen oder ihn 
von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzuführen, 
oder wird bei einer Vor-Ort-Kontrolle ein Verstoß festgestellt, so sind 
Änderungen im Sinne von Absatz 1 für die von dem Verstoß betroffe­
nen landwirtschaftlichen Parzellen nicht zulässig. 

Artikel 16 

Berichtigung der vordefinierten Formulare 

Bei der Einreichung des Formulars für den Sammelantrag und den Bei­
hilfe- und/oder Zahlungsantrag berichtigt der Begünstigte das in Arti­
kel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannte vordefi­
nierte Formular, wenn Änderungen, insbesondere Übertragungen von 
Zahlungsansprüchen gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013, eingetreten sind oder wenn die vordefinierten Formulare 
nicht zutreffende Angaben enthalten. 

A b s c h n i t t 2 

B e i h i l f e a n t r ä g e f ü r f l ä c h e n b e z o g e n e B e i h i l f e ­
r e g e l u n g e n u n d Z a h l u n g s a n t r ä g e f ü r f l ä c h e n b e ­

z o g e n e S t ü t z u n g s m a ß n a h m e n 

Artikel 17 

Besondere Anforderungen an Beihilfeanträge für flächenbezogene 
Beihilferegelungen und Zahlungsanträge für flächenbezogene 

Stützungsmaßnahmen 

▼M1 
(1) Zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs 
und/oder nichtlandwirtschaftlichen Flächen gemäß Artikel 14 Absatz 1 

▼M1 
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Buchstaben d und e übermittelt die zuständige Behörde dem Begünstigten 
das geografische Beihilfeantragsformular. 

▼B 
(2) Absatz 1 gilt wie folgt: 

a) ►C1 ab dem Antragsjahr 2016 für eine Zahl von Begünstigten, die 
erforderlich ist, um mindestens 25 % der im vorangegangenen Jahr 
für die Basisprämienregelung oder die einheitliche Flächenzahlung 
insgesamt ermittelten Fläche abzudecken; ◄ 

b) ►C1 ab dem Antragsjahr 2017 für eine Zahl von Begünstigten, die 
erforderlich ist, um mindestens 75 % der im vorangegangenen Jahr 
für die Basisprämienregelung oder die einheitliche Flächenzahlung 
insgesamt ermittelten Fläche abzudecken; ◄ 

c) ab dem Antragsjahr 2018 für alle Begünstigten. 

(3) Ist der Begünstigte nicht in der Lage, den Beihilfe- und/oder 
Zahlungsantrag unter Verwendung des geografischen Beihilfeantragsfor­
mulars einzureichen, so stellt die zuständige Behörde dem Begünstigten 
Folgendes zur Verfügung: 

a) die erforderliche technische Hilfe oder 

b) die vordefinierten Formulare und die entsprechenden kartografischen 
Unterlagen in Papierform. In diesem Fall überträgt die zuständige 
Behörde die vom Begünstigten erhaltenen Informationen in das geo­
grafische Beihilfeantragsformular. 

(4) ►C1 Die dem Begünstigten übermittelten vordefinierten Formu­
lare müssen die beihilfefähige Höchstfläche je Referenzparzelle gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a und b der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 640/2014 und die im Vorjahr für die Basisprämienregelung, 
die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung und/oder die flächen­
bezogene Maßnahme zur Entwicklung des ländlichen Raums ermittelte 
Fläche je landwirtschaftlicher Parzelle ausweisen. ◄ 

Die dem Begünstigten gemäß Artikel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1306/2013 übermittelten kartografischen Unterlagen enthalten die 
Grenzen und die eindeutige Identifizierung der Referenzparzellen gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 
sowie die Grenzen der im Vorjahr ermittelten landwirtschaftlichen Par­
zellen, um dem Begünstigten eine korrekte Angabe der Größe und Lage 
jeder einzelnen landwirtschaftlichen Parzelle zu ermöglichen. Ab dem 
Antragsjahr 2016 enthält das Formular auch Art, Größe und Lage der 
im Vorjahr ermittelten im Umweltinteresse genutzten Flächen. 

(5) Der Begünstigte gibt die Fläche jeder einzelnen landwirtschaftli­
chen Parzelle und gegebenenfalls Art, Größe und Lage der im Umwelt­
interesse genutzten Flächen eindeutig an. Auch hinsichtlich der Öko­
logisierungszahlung muss der Begünstigte die Nutzung der angemelde­
ten landwirtschaftlichen Parzellen angeben. 

▼M1 
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Hierzu kann der Begünstigte die Informationen bestätigen, die bereits in 
den vordefinierten Formularen enthalten sind. Sind jedoch die Angaben 
zur Fläche, Lage und den Grenzen der landwirtschaftlichen Parzelle 
oder gegebenenfalls zur Größe und Lage von im Umweltinteresse ge­
nutzten Flächen nicht korrekt oder unvollständig, berichtigt oder ändert 
der Begünstigte die Angaben in dem vordefinierten Formular. 

Die zuständige Behörde bewertet auf der Grundlage der vom Begüns­
tigten im vordefinierten Formular vorgenommenen Berichtigungen oder 
Ergänzungen, ob eine Aktualisierung der entsprechenden Referenzpar­
zelle gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
640/2014 erforderlich ist. 

(6) Wendet der Begünstigte gleichwertige Methoden gemäß Arti­
kel 43 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 durch 
Verpflichtungen gemäß Artikel 39 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1698/2005 des Rates ( 1 ) oder gemäß Artikel 28 Absatz 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 1305/2013 an, ist die Verpflichtung unter Verweis auf 
den entsprechenden Zahlungsantrag im Beihilfeantrag anzugeben. 

Wendet der Begünstigte gleichwertige Methoden gemäß Artikel 43 Ab­
satz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 im Rahmen 
nationaler oder regionaler Umweltzertifizierungssysteme an, so gelten 
die Bestimmungen der Absätze 4 und 5 des vorliegenden Artikels ent­
sprechend für das vordefinierte Formular und die Meldung des Begüns­
tigten. 

Für die regionale oder gemeinsame Umsetzung gemäß Artikel 46 Ab­
sätze 5 und 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und für den Teil der 
Verpflichtungen bei im Umweltinteresse genutzten Flächen, die die Be­
günstigten einzeln erfüllen müssen, geben die an einer solchen regiona­
len oder gemeinsamen Umsetzung beteiligten Begünstigten für jede 
einzelne landwirtschaftliche Parzelle Art, Größe und Lage der im Um­
weltinteresse genutzten Flächen gemäß Absatz 5 des vorliegenden Ar­
tikels eindeutig an. In ihrem Beihilfe- oder Zahlungsantrag verweisen 
die Begünstigten auf die Anmeldung einer regionalen oder gemein­
samen Umsetzung gemäß Artikel 18 der vorliegenden Verordnung. 

(7) Bei Hanfanbauflächen gemäß Artikel 32 Absatz 6 der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013 muss der Sammelantrag Folgendes enthalten: 

a) alle Informationen, die zur Identifizierung der mit Hanf eingesäten 
Parzellen erforderlich sind, unter Angabe der verwendeten Saatgut­
sorte; 

b) die Angabe der verwendeten Saatgutmengen (kg/ha); 

c) die amtlichen Etiketten, die nach der Richtlinie 2002/57/EG des 
Rates ( 2 ), insbesondere Artikel 12, auf der Verpackung des Saatguts 
angebracht sind, oder ein vom Mitgliedstaat als gleichwertig an­
erkanntes Dokument. 
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Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstabe c sind für den Fall, dass die 
Aussaat nach dem Termin für die Einreichung des Sammelantrags er­
folgt, die Etiketten spätestens bis zum 30. Juni vorzulegen. Müssen die 
Etiketten weiteren nationalen Behörden vorgelegt werden, so können die 
Mitgliedstaaten vorsehen, dass diese Etiketten nach ihrer Vorlage gemäß 
Buchstabe c an den Begünstigten zurückgesandt werden. Auf den zu­
rückgesendeten Etiketten ist ihre Verwendung für einen Antrag anzuge­
ben. 

(8) Bei der kulturspezifischen Zahlung für Baumwolle gemäß Titel 
IV Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 muss der Sammel­
antrag Folgendes enthalten: 

a) den Namen der verwendeten Baumwollsaatgutsorte; 

b) gegebenenfalls Name und Anschrift des anerkannten Branchenver­
bands, dem der Begünstigte angehört. 

(9) Flächen, die nicht für die Zwecke der Beihilferegelungen gemäß 
den Titeln III, IV und V der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 oder der 
Unterstützung im Weinsektor nach der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
genutzt werden, werden unter einer oder mehreren Rubriken „Sonstige 
Nutzung“ ausgewiesen. 

Artikel 18 

Anmeldung einer regionalen oder gemeinsamen Umsetzung 

Für jede regionale oder gemeinsame Umsetzung gemäß Artikel 46 Ab­
satz 5 oder 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 wird eine Anmel­
dung einer regionalen oder gemeinsamen Umsetzung zur Ergänzung des 
Beihilfe- oder Zahlungsantrags jedes teilnehmenden Begünstigten vor­
gelegt. 

Die Anmeldung enthält alle ergänzenden Informationen, die zur Über­
prüfung der Einhaltung der Verpflichtungen in Bezug auf die regionale 
oder gemeinsame Umsetzung gemäß Artikel 46 Absatz 5 oder 6 der 
genannten Verordnung erforderlich sind, insbesondere 

a) die eindeutige Identifizierung jedes teilnehmenden Begünstigten; 

b) den Mindestprozentsatz, den jeder teilnehmende Begünstigte einzeln 
gemäß Artikel 46 Absatz 6 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung 
einhalten muss; 

c) die Gesamtfläche des zusammenhängenden Gefüges aneinander an­
grenzender im Umweltinteresse genutzter Flächen gemäß Artikel 46 
Absatz 5 der genannten Verordnung oder der gemeinsamen im Um­
weltinteresse genutzten Fläche gemäß Artikel 46 Absatz 6 der ge­
nannten Verordnung, für die Verpflichtungen gemeinsam erfüllt wer­
den; 

d) vordefinierte kartografische Unterlagen mit den Grenzen und der 
eindeutigen Identifizierung der Referenzparzellen zur eindeutigen 
Angabe der zusammenhängenden Gefüge aneinander angrenzender 
im Umweltinteresse genutzter Flächen oder der gemeinsamen im 
Umweltinteresse genutzten Fläche und zur Angabe der jeweiligen 
Grenzen. 

▼B 

02014R0809 — DE — 22.08.2016 — 002.003 — 18



 

Enthält der detaillierte Plan gemäß Artikel 46 Absatz 6 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 639/2014 alle in Unterabsatz 2 des vorliegenden 
Artikels aufgeführten Angaben, kann bei einer regionalen Umsetzung an 
die Stelle der in Unterabsatz 1 genannten Anmeldung ein Verweis auf 
den Plan treten. 

Bei einer gemeinsamen Umsetzung ist der Anmeldung gemäß Unter­
absatz 1 die schriftliche Vereinbarung gemäß Artikel 47 Absatz 4 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 beizufügen. 

Artikel 19 

Anträge im Zusammenhang mit der Teilnahme an und dem 
Ausscheiden aus der Kleinerzeugerregelung 

(1) Die 2015 vorgelegten Anträge für die Teilnahme an der Klein­
erzeugerregelung gemäß Artikel 62 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 müssen einen Verweis auf den vom betreffenden Begüns­
tigten für das Antragsjahr 2015 eingereichten Sammelantrag und gege­
benenfalls eine Erklärung des Begünstigten enthalten, dass er die in 
Artikel 64 der genannten Verordnung aufgeführten besonderen Bedin­
gungen für die Kleinerzeugerregelung kennt. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass der Antrag gemäß Unter­
absatz 1 gemeinsam mit dem Sammelantrag oder als Teil davon vor­
zulegen ist. 

(2) Ab dem Antragsjahr 2016 wenden die Mitgliedstaaten das in 
Artikel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannte 
vereinfachte Antragsverfahren an. 

(3) Die vordefinierten Formulare, die für das Antragsverfahren nach 
Absatz 2 zu verwenden sind, werden auf der Grundlage der mit dem 
Sammelantrag für das Antragsjahr 2015 vorgelegten Informationen er­
stellt und enthalten insbesondere Folgendes: 

a) alle zusätzlichen Informationen, die erforderlich sind, um die Ein­
haltung von Artikel 64 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 fest­
zustellen, und gegebenenfalls alle zusätzlichen Informationen, die für 
den Nachweis erforderlich sind, dass der Begünstigte nach wie vor 
den Kriterien des Artikels 9 der genannten Verordnung entspricht; 

b) eine Erklärung des Begünstigten, dass er die in Artikel 64 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten besonderen Bedingungen 
für die Kleinerzeugerregelung kennt. 

Entscheidet sich ein Mitgliedstaat für die Zahlungsmodalität gemäß Ar­
tikel 63 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013, ohne Unterabsatz 3 des genannten Artikels anzuwenden, 
werden die vordefinierten Formulare abweichend von Unterabsatz 1 
des vorliegenden Absatzes im Einklang mit Abschnitt 1 des vorliegen­
den Kapitels bereitgestellt. 

(4) Begünstigte, die gemäß Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 2 oder 
Artikel 62 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beschließen, 
in einem Jahr nach 2015 aus der Kleinerzeugerregelung auszuscheiden, 
unterrichten die zuständige Behörde unter Einhaltung der von dem be­
treffenden Mitgliedstaat eingeführten Modalitäten über ihr Ausscheiden. 
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A b s c h n i t t 3 

A n d e r e A n t r ä g e 

Artikel 20 

Besondere Bestimmungen für Beihilfeanträge 

Beantragt ein Begünstigter, der über landwirtschaftliche Flächen verfügt, 
keine Beihilfe im Rahmen einer flächenbezogenen Beihilferegelung, 
aber eine Beihilfe im Rahmen einer anderen in Anhang I der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Regelung oder eine Unterstüt­
zung im Weinsektor gemäß den Artikeln 46 und 47 der Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013, so gibt er diese Flächen gemäß Artikel 17 der 
vorliegenden Verordnung in seinem Beihilfeantrag an. 

Ein Begünstigter, der nur den Cross-Compliance-Verpflichtungen nach 
den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 unterliegt, 
meldet in seinem Beihilfeantrag die ihm zur Verfügung stehenden Flä­
chen für jedes Kalenderjahr an, in dem diese Verpflichtungen gelten. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch Begünstigte von den Verpflichtun­
gen gemäß den Absätzen 1 und 2 freistellen, wenn die betreffenden 
Informationen den zuständigen Behörden im Rahmen anderer Verwal­
tungs- und Kontrollsysteme vorgelegt werden, die gemäß Artikel 61 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 mit dem integrierten System kompati­
bel sind. 

Artikel 21 

Anforderungen an Beihilfeanträge für Tiere und Zahlungsanträge 
im Rahmen tierbezogener Stützungsmaßnahmen 

(1) Ein Beihilfeantrag für Tiere gemäß der Begriffsbestimmung nach 
Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Nummer 15 der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 640/2014 oder ein Zahlungsantrag im Rahmen tierbezo­
gener Stützungsmaßnahmen gemäß der Begriffsbestimmung nach Arti­
kel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Nummer 14 der genannten Verordnung 
muss alle erforderlichen Angaben zur Feststellung der Beihilfe- und/ 
oder Förderfähigkeit enthalten, insbesondere: 

a) die Identität des Begünstigten; 

b) einen Verweis auf den Sammelantrag, sofern dieser bereits vorgelegt 
wurde; 

c) Anzahl und Art der Tiere, für die ein Beihilfe- oder Zahlungsantrag 
vorgelegt wird, und bei Rindern den Kenncode der Tiere; 

d) gegebenenfalls die Verpflichtung des Begünstigten, die unter Buch­
stabe c genannten Tiere während eines vom Mitgliedstaat festgeleg­
ten Zeitraums in seinem Betrieb zu halten, und Angaben zu den 
jeweiligen Haltungsorten sowie den betreffenden Zeiträumen; 

e) gegebenenfalls die für die Überprüfung der Förderfähigkeit im Rah­
men der betreffenden Regelung oder Maßnahme erforderlichen Be­
lege; 
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f) eine Erklärung des Begünstigten, dass er die Bedingungen für die 
Gewährung der betreffenden Beihilfe und/oder Förderung kennt. 

(2) Jeder Tierhalter hat das Recht, ohne Einschränkungen in an­
gemessenen Abständen und ohne übermäßige Wartezeit von der zustän­
digen Behörde über die ihn und seine Tiere betreffenden Angaben in 
der elektronischen Datenbank für Tiere informiert zu werden. Bei Ein­
reichung des Beihilfe- oder Zahlungsantrags für Tiere erklärt der Be­
günstigte, dass die darin enthaltenen Informationen zutreffend und voll­
ständig sind oder berichtigt gegebenenfalls fehlerhafte Angaben bzw. 
übermittelt fehlende Informationen. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass in Absatz 1 genannte 
Informationen, die der zuständigen Behörde bereits mitgeteilt wurden, 
im Beihilfe- oder Zahlungsantrag für Tiere nicht mehr aufgeführt wer­
den müssen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können Verfahren einführen, wonach die An­
gaben in der elektronischen Datenbank für Tiere für den Beihilfe- oder 
Zahlungsantrag für Tiere herangezogen werden können, sofern die elek­
tronische Datenbank für Tiere den für die ordnungsgemäße Verwaltung 
der Beihilferegelungen oder Fördermaßnahmen erforderlichen Zuverläs­
sigkeits- und Durchführungsstandard für die einzelnen Tiere gewähr­
leistet. 

Die Verfahren gemäß Unterabsatz 1 können in einem System bestehen, 
bei dem der Begünstigte den Beihilfe- und/oder Zahlungsantrag für alle 
Tiere stellen kann, die zu einem vom Mitgliedstaat bestimmten Zeit­
punkt oder in einem vom Mitgliedstaat bestimmten Zeitraum nach den 
Angaben aus der elektronischen Datenbank für Tiere beihilfe- und/oder 
förderfähig sind. 

In diesem Fall ergreifen die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen, um 
zu gewährleisten, dass 

a) das Datum bzw. der Zeitraum gemäß Unterabsatz 2 nach den für die 
betreffende Beihilferegelung und/oder Stützungsmaßnahme geltenden 
Bestimmungen eindeutig festgelegt ist und dem Begünstigten mit­
geteilt wurde; 

b) dem Begünstigten bekannt ist, dass potenziell beihilfefähige Tiere, 
die im System zur Kennzeichnung und Registrierung von Tieren 
nicht ordnungsgemäß identifiziert bzw. registriert sind, als Tiere 
zählen, bei denen Verstöße gemäß Artikel 31 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 640/2014 festgestellt wurden. 

(5) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Teil der in Absatz 
1 genannten Informationen durch eine oder mehrere von ihnen zugelas­
sene Stellen übermittelt werden kann oder muss. Der Begünstigte bleibt 
jedoch für die übermittelten Informationen verantwortlich. 

A b s c h n i t t 4 

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r Z a h l u n g s a n s p r ü ­
c h e 

Artikel 22 

Zuweisung oder Erhöhung des Werts von Zahlungsansprüchen 

(1) ►C1 Anträge auf Zuweisung von Zahlungsansprüchen oder Er­
höhung des Werts von Zahlungsansprüchen im Rahmen der Basisprä­
mienregelung gemäß Artikel 20, Artikel 24, Artikel 30, mit Ausnahme 
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von Absatz 7 Buchstabe e, und Artikel 39 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 müssen bis zu einem von den Mitgliedstaaten festzuset­
zenden Termin vorgelegt werden. ◄ Dieser Termin darf nicht nach dem 
15. Mai des betreffenden Kalenderjahres liegen. 

Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden können einen spä­
teren Termin festlegen, der allerdings nicht nach dem 15. Juni des 
betreffenden Kalenderjahrs liegen darf. 

(2) Die Mitgliedstaaten können beschließen, dass der Antrag auf Zu­
weisung von Zahlungsansprüchen gleichzeitig mit dem Beihilfeantrag 
im Rahmen der Basisprämienregelung eingereicht werden muss. 

Artikel 23 

Wiedereinziehung zu Unrecht zugewiesener Zahlungsansprüche 

(1) Wird nach im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
erfolgter Zuweisung von Zahlungsansprüchen an Begünstigte fest­
gestellt, dass die Zahl der zugewiesenen Zahlungsansprüche zu hoch 
war, so fallen die zu Unrecht zugewiesenen Zahlungsansprüche in die 
nationale Reserve oder die regionalen Reserven gemäß Artikel 30 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 zurück. 

Ist der Irrtum nach Unterabsatz 1 der zuständigen Behörde oder einer 
anderen Behörde zuzuordnen und konnte der Begünstigte den Fehler 
nach vernünftiger Einschätzung nicht erkennen, so wird der Wert der 
verbleibenden diesem Begünstigten zugewiesenen Zahlungsansprüche 
entsprechend angepasst. 

Hat der Begünstigte, dem eine zu große Anzahl an Zahlungsansprüchen 
zugewiesen wurde, inzwischen Zahlungsansprüche an andere Begüns­
tigte übertragen, so gilt die in Unterabsatz 1 geregelte Verpflichtung 
auch für die Übernehmer entsprechend der Anzahl an Zahlungsansprü­
chen, die an sie übertragen worden sind, sofern der Begünstigte, dem 
die Zahlungsansprüche ursprünglich zugewiesen worden sind, nicht über 
eine ausreichende Anzahl von Zahlungsansprüchen verfügt, um die An­
zahl der zu Unrecht zugewiesenen Zahlungsansprüche abzudecken. 

(2) Wird nach im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
erfolgter Zuweisung von Zahlungsansprüchen an Begünstigte fest­
gestellt, dass die gemäß Artikel 26 Absatz 2 Unterabsatz 1 der genann­
ten Verordnung für 2014 an einen Begünstigten geleisteten Zahlungen 
oder der Wert der Zahlungsansprüche, über die ein Begünstigter zum 
Zeitpunkt der Antragstellung für das Jahr 2014 gemäß Artikel 26 Absatz 
3 Unterabsatz 1 der genannten Verordnung verfügt, oder der Einheits­
wert der Zahlungsansprüche im Sinne von Artikel 26 Absatz 5 der 
genannten Verordnung oder die Erhöhung des Einheitswerts der Zah­
lungsansprüche gemäß Artikel 30 Absatz 10 der genannten Verordnung 
oder der Gesamtwert der Beihilfen, die ein Begünstigter gemäß Arti­
kel 40 Absatz 3 Unterabsatz 1 der genannten Verordnung für das der 
Umsetzung der Basisprämienregelung vorangehende Kalenderjahr erhal­
ten hat, zu hoch waren bzw. war, so wird der Wert der auf dieser 
fehlerhaften Grundlage beruhenden Zahlungsansprüche für den betref­
fenden Begünstigten entsprechend angepasst. 

▼B 

02014R0809 — DE — 22.08.2016 — 002.003 — 22



 

Diese Anpassung erfolgt auch bei Zahlungsansprüchen, die inzwischen 
an andere Begünstigte übertragen worden sind. 

Der Wert der Verringerung fällt in die nationale Reserve oder die re­
gionalen Reserven gemäß Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 zurück. 

(3) Wird nach im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
erfolgter Zuweisung von Zahlungsansprüchen an Begünstigte fest­
gestellt, dass auf ein und denselben Begünstigten sowohl der in Absatz 
1 als auch der in Absatz 2 genannte Fall zutreffen, so wird die Anpas­
sung des Werts aller Zahlungsansprüche gemäß Absatz 2 vorgenommen, 
bevor die zu Unrecht zugewiesenen Zahlungsansprüche gemäß Absatz 1 
in die nationale Reserve oder die regionalen Reserven zurückfließen. 

(4) Die Anpassungen der Zahl und/oder des Werts von Zahlungs­
ansprüchen gemäß dem vorliegenden Artikel dürfen nicht zu einer sys­
tematischen Neuberechnung der verbleibenden Zahlungsansprüche füh­
ren. 

(5) Die Mitgliedstaaten können beschließen, zu Unrecht zugewiesene 
Zahlungsansprüche nicht wiedereinzuziehen, wenn der Gesamtwert die­
ser Zahlungsansprüche im elektronischen Register zur Identifizierung 
und Registrierung von Zahlungsansprüchen zum Zeitpunkt der Über­
prüfung hinsichtlich der Anpassungen gemäß vorliegendem Artikel für 
jedes der Jahre, in denen die Basisprämienregelung gemäß der Verord­
nung (EU) Nr. 1307/2013 durchgeführt wird, bei maximal 50 EUR 
liegt. 

Zu Unrecht gezahlte Beträge für die vor den Anpassungen liegenden 
Antragsjahre werden gemäß Artikel 7 der vorliegenden Verordnung 
wiedereingezogen. Bei der Ermittlung der zu Unrecht gezahlten Beträge 
ist zu berücksichtigen, wie sich die in diesem Artikel vorgesehenen 
Anpassungen auf die Zahl und gegebenenfalls den Wert der Zahlungs­
ansprüche für alle betreffenden Jahre auswirken. 

TITEL III 

KONTROLLEN 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 24 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen gemäß dieser 
Verordnung werden so durchgeführt, dass zuverlässig geprüft wird, 

a) ob die im Beihilfe-, Förder- oder Zahlungsantrag oder in einer an­
deren Erklärung gemachten Angaben richtig und vollständig sind; 
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b) ob alle Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen für 
die Beihilferegelung und/oder die betreffende Stützungsmaßnahme, 
die Voraussetzungen für die Gewährung einer Beihilfe und/oder För­
derung oder einer Freistellung von Auflagen eingehalten werden; 

c) ob die Anforderungen und Standards für die Cross-Compliance ein­
gehalten werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Einhaltung aller gel­
tenden Bedingungen, die durch das Unionsrecht oder die einschlägigen 
nationalen Rechtsvorschriften und Dokumente mit Durchführungs­
bestimmungen oder das Programm zur Entwicklung des ländlichen 
Raums aufgestellt wurden, anhand von überprüfbaren Indikatoren, die 
von den Mitgliedstaaten festzulegen sind, kontrolliert werden können. 

(3) Die Ergebnisse der Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen werden 
dahingehend bewertet, ob festgestellte Probleme generell ein Risiko für 
andere ähnliche Vorhaben oder Begünstigte oder andere Einrichtungen 
darstellen. Ferner sind die Ursachen derartiger Situationen, gegebenen­
falls erforderliche ergänzende Untersuchungen und zu treffende Abhilfe- 
und Präventivmaßnahmen zu ermitteln. 

(4) ►C1 Kann anhand der Ergebnisse der Fotoauswertung von Or­
thofotos (Satelliten- oder Luftbilder) die Förderfähigkeit oder die kor­
rekte Größe der einer Verwaltungs- oder Vor-Ort-Kontrolle unterzoge­
nen Fläche nicht abschließend zur Zufriedenheit der zuständigen Be­
hörde festgestellt werden, so nimmt die zuständige Behörde physische 
Vor-Ort-Kontrollen vor. ◄ 

(5) Dieses Kapitel gilt für alle nach Maßgabe vorliegender Verord­
nung durchgeführten Kontrollen und unbeschadet der besonderen Be­
stimmungen der Titel IV und V. Absatz 3 gilt jedoch nicht für Titel V. 

Artikel 25 

Ankündigung von Vor-Ort-Kontrollen 

Vor-Ort-Kontrollen können angekündigt werden, sofern dies ihrem 
Zweck oder ihrer Wirksamkeit nicht zuwiderläuft. Die Ankündigungs­
frist ist auf das strikte Minimum zu beschränken und darf 14 Tage nicht 
überschreiten. 

▼M1 
Außer in hinreichend begründeten Ausnahmefällen dürfen Vor-Ort-Kon­
trollen im Rahmen von Beihilfeanträgen für Tiere oder Zahlungsanträ­
gen für tierbezogene Stützungsmaßnahmen oder gemäß Artikel 14a Ab­
satz 5 mitgeteilten Verpflichtungen hingegen nicht mehr als 48 Stunden 
im Voraus angekündigt werden. Ist zudem in den Rechtsvorschriften 
betreffend die für die Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen relevan­
ten Anforderungen und Normen vorgesehen, dass die Vor-Ort-Kontrol­
len unangekündigt zu erfolgen haben, so gelten diese Bestimmungen 
auch im Falle von Vor-Ort-Kontrollen im Zusammenhang mit der Ein­
haltung anderweitiger Verpflichtungen. 

▼B 

Artikel 26 

Zeitpunkt von Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Vor-Ort-Kontrollen gemäß dieser Verordnung werden gleichzeitig 
mit den anderen im Unionsrecht vorgesehenen Kontrollen durchgeführt, 
sofern angemessen. 

▼B 
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(2) Bei Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums im An­
wendungsbereich des integrierten Systems werden die Vor-Ort-Kontrol­
len auf der Grundlage einer Analyse der Risiken, die mit den verschie­
denen Verpflichtungen im Rahmen jeder einzelnen Maßnahme einher­
gehen, über das Jahr verteilt durchgeführt. 

▼M1 
Die Vor-Ort-Kontrollen von gemäß Artikel 14a Absatz 5 mitgeteilten 
Verpflichtungen werden innerhalb der Fristen durchgeführt, durch die 
eine wirksame Überprüfung der mitgeteilten Verpflichtung gewährleistet 
ist. 

▼B 
(3) Bei Vor-Ort-Kontrollen wird die Einhaltung aller Förderkriterien, 
Verpflichtungen und sonstigen Auflagen der Beihilferegelungen oder 
Stützungsmaßnahmen überprüft, für die ein Begünstigter gemäß Arti­
kel 34 ausgewählt wurde. 

Die Dauer von Vor-Ort-Kontrollen ist auf das absolut erforderliche 
Minimum zu beschränken. 

(4) Können bestimmte Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstige 
Auflagen nur während eines bestimmten Zeitraums überprüft werden, 
können im Rahmen der Vor-Ort-Kontrollen zusätzliche Besuche zu ei­
nem späteren Zeitpunkt erforderlich sein. In einem solchen Fall werden 
die Vor-Ort-Kontrollen so abgestimmt, dass Anzahl und Dauer der Be­
suche bei einem Begünstigten auf das erforderliche Mindestmaß be­
grenzt werden. Gegebenenfalls können solche Besuche auch durch Fern­
erkundung gemäß Artikel 40 durchgeführt werden. 

Sind zusätzliche Besuche im Zusammenhang mit brachliegenden Flä­
chen, Feldrändern, Pufferstreifen, Streifen beihilfefähiger Hektarflächen 
an Waldrändern, Zwischenfruchtanbau und/oder Grünbedeckung erfor­
derlich, die als im Umweltinteresse genutzte Flächen angemeldet wur­
den, so werden diese zusätzlichen Besuche zu 50 % bei demselben, 
anhand einer Risikobewertung ausgewählten Begünstigten durchgeführt 
und zu 50 % bei verschiedenen zusätzlich ausgewählten Begünstigten. 
Die verschiedenen zusätzlichen Begünstigten werden nach dem Zufalls­
prinzip aus allen Begünstigten ausgewählt, die brachliegende Flächen, 
Feldränder, Pufferstreifen, Streifen beihilfefähiger Hektarflächen an 
Waldrändern, Zwischenfruchtanbau und/oder Grünbedeckung als im 
Umweltinteresse genutzte Flächen angemeldet haben, und die Besuche 
können auf die als brachliegende Flächen, Feldränder, Pufferstreifen, 
Streifen beihilfefähiger Hektarflächen an Waldrändern, Zwischenfrucht­
anbau und/oder Grünbedeckung angemeldeten Flächen beschränkt wer­
den. 

Wenn zusätzliche Besuche erforderlich sind, so gilt Artikel 25 für jeden 
dieser Besuche. 

Artikel 27 

Gegenseitige Unterrichtung über Kontrollergebnisse 

Bei Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen der Förderfähigkeit sind ge­
gebenenfalls mutmaßliche Verstöße zu berücksichtigen, die von anderen 
Dienststellen, Einrichtungen oder Organisationen gemeldet wurden. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der für die Gewährung der ent­
sprechenden Zahlung zuständigen Behörde alle relevanten Feststellun­
gen mitgeteilt werden, die bei der Kontrolle der Einhaltung der Förder­
kriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen im Bereich der Bei­
hilferegelungen gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
und/oder der Förderung im Rahmen von Maßnahmen zur ÅEntwicklung 

▼B 
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des ländlichen Raums im Anwendungsbereich des integrierten Systems 
getroffen wurden. Die Mitgliedstaaten stellen außerdem sicher, dass die 
öffentlichen oder privaten Zertifizierungsstellen gemäß Artikel 38 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Behörde, die für die 
Gewährung der Zahlung bei Anwendung von dem Klima- und Umwelt­
schutz förderlichen Landbewirtschaftungsmethoden zuständig ist, jegli­
che Feststellung mitteilen, die für die korrekte Gewährung dieser Zah­
lung an Begünstigte von Belang ist, die sich dafür entschieden haben, 
ihren Verpflichtungen im Rahmen der Gleichwertigkeit durch Zertifizie­
rung nachzukommen. 

Decken die Verwaltungs- oder Vor-Ort-Kontrollen in Bezug auf Maß­
nahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums im Anwendungsbereich 
des integrierten Systems gleichwertige Methoden gemäß Artikel 43 Ab­
satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 ab, so erfolgt im Hinblick 
auf Folgemaßnahmen im Zusammenhang mit der Gewährung der Zah­
lung für dem Klima- und Umweltschutz förderliche Landbewirtschaf­
tungsmethoden eine gegenseitige Unterrichtung über die Ergebnisse die­
ser Kontrollen. 

KAPITEL II 

Verwaltungskontrollen im Rahmen des integrierten Systems 

Artikel 28 

Verwaltungskontrollen 

(1) Durch die Verwaltungskontrollen gemäß Artikel 74 der Verord­
nung (EU) Nr. 1306/2013, einschließlich Gegenkontrollen, muss die 
Feststellung von Verstößen, insbesondere die automatisierte Feststellung 
mit elektronischen Mitteln, möglich sein. Die Kontrollen erstrecken sich 
auf alle Elemente, die im Rahmen von Verwaltungskontrollen überprüft 
werden können und sinnvollerweise überprüft werden sollen. Sie stellen 
sicher, dass 

a) die Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen für die 
Beihilferegelung oder Stützungsmaßnahme erfüllt sind; 

b) keine Doppelfinanzierung aus anderen Unionsregelungen erfolgt; 

c) der Beihilfe- oder Zahlungsantrag vollständig ist und fristgerecht 
eingereicht wird, und gegebenenfalls, dass entsprechende Belege 
zum Nachweis der Förderfähigkeit eingereicht wurden; 

d) gegebenenfalls langfristige Verpflichtungen eingehalten werden. 

(2) Bei Beihilferegelungen für Tiere und tierbezogenen Stützungs­
maßnahmen können die Mitgliedstaaten gegebenenfalls von anderen 
Dienststellen, Einrichtungen oder Organisationen übermittelte Belege 
nutzen, um die Einhaltung der Förderkriterien, Verpflichtungen und 
sonstigen Auflagen zu überprüfen, sofern die betreffende Dienststelle, 
Einrichtung oder Organisation die für die Kontrolle der Einhaltung der 
Vorschriften erforderlichen Standards beachtet. 

Artikel 29 

Gegenkontrollen 

(1) Gegebenenfalls umfassen die Verwaltungskontrollen auch Gegen­
kontrollen 

▼B 
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a) angemeldeter Zahlungsansprüche bzw. angemeldeter landwirtschaft­
licher Parzellen, um eine Mehrfachgewährung derselben Beihilfe 
oder Förderung für dasselbe Kalenderjahr oder Antragsjahr zu ver­
meiden und ungerechtfertigte Kumulierungen von Beihilfen im Rah­
men flächenbezogener Beihilferegelungen gemäß Anhang I der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 und Anhang VI der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2009 des Rates ( 1 ) sowie im Rahmen flächenbezogener Stüt­
zungsmaßnahmen gemäß Artikel 2 Unterabsatz 2 Nummer 21 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 zu verhindern; 

b) der Zahlungsansprüche, um ihr Bestehen und ihre Beihilfefähigkeit 
zu überprüfen; 

c) zwischen den im Sammel- und/oder Zahlungsantrag angemeldeten 
landwirtschaftlichen Parzellen und den Angaben im System zur Iden­
tifizierung landwirtschaftlicher Parzellen je Referenzparzelle gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014, 
um die Beihilfefähigkeit der Fläche als solcher im Rahmen der Di­
rektzahlungsregelung und/oder der Maßnahme zur Entwicklung des 
ländlichen Raums zu überprüfen; 

d) zwischen den Zahlungsansprüchen und der ermittelten Fläche, um zu 
überprüfen, ob den Ansprüchen mindestens eine entsprechende bei­
hilfefähige Hektarfläche im Sinne von Artikel 32 Absätze 2 bis 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gegenübersteht; 

e) anhand des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Tie­
ren, um die Beihilfe- und/oder Förderfähigkeit zu überprüfen und 
ungerechtfertigte Mehrfachgewährungen derselben Beihilfe und/oder 
Förderung für dasselbe Kalenderjahr oder Antragsjahr zu vermeiden; 

f) zwischen der im Sammelantrag gemachten Angabe des Begünstigten, 
Mitglied eines anerkannten Branchenverbands zu sein, den Angaben 
nach Artikel 17 Absatz 8 der vorliegenden Verordnung und den von 
den betreffenden anerkannten Branchenverbänden übermittelten An­
gaben, um zu überprüfen, ob der in Artikel 60 Absatz 2 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 vorgesehene Anspruch auf eine Erhö­
hung der Beihilfe tatsächlich besteht; 

g) zu der mindestens einmal alle fünf Jahre vorzunehmenden Überprü­
fung der Einhaltung der Kriterien für die Anerkennung von Bran­
chenverbänden und der Liste ihrer Mitglieder. 

Sind im integrierten System geografische Beihilfeantragsformulare vor­
gesehen, so werden die Gegenkontrollen für die Zwecke von Unter­
absatz 1 Buchstabe c durch grafische Verschneidung der angemeldeten 
digitalisierten Fläche mit dem System zur Identifizierung landwirtschaft­
licher Parzellen vorgenommen. Zusätzlich werden Gegenkontrollen 
durchgeführt, um eine Doppelanmeldung derselben Fläche auszuschlie­
ßen. 

(2) Hinweisen auf Verstöße, die sich aus Gegenkontrollen ergeben, 
wird durch andere angemessene Verwaltungsmaßnahmen und erforder­
lichenfalls durch eine Vor-Ort-Kontrolle nachgegangen. 

▼B 
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( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemein­
samen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpoli­
tik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher 
Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 
247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1782/2003 (ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16).



 

(3) Stellen zwei oder mehr Begünstigte im Rahmen derselben Bei­
hilferegelung oder derselben Stützungsmaßnahme einen Beihilfe- und/ 
oder Zahlungsantrag für ein und dieselbe Referenzparzelle und über­
schneiden sich die angemeldeten landwirtschaftlichen Parzellen oder 
überschreitet die angemeldete Gesamtfläche die beihilfefähige Höchst­
fläche gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstaben a und b der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 640/2014 und liegt die Abweichung innerhalb der 
für diese Referenzparzelle in Artikel 38 der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Messtoleranz, so kann der Mitgliedstaat eine proportionale 
Verringerung der betreffenden Flächen vornehmen, es sei denn, ein 
Begünstigter weist nach, dass einer der anderen Begünstigten seine 
Flächen zulasten des Erstgenannten übererklärt hat. 

KAPITEL III 

Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen des integrierten Systems 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

Artikel 30 

Kontrollsatz für flächenbezogene Beihilferegelungen mit Ausnahme 
der dem Klima- und Umweltschutz förderlichen Landbewirtschaf­

tungsmethoden 

Bei flächenbezogenen Beihilferegelungen mit Ausnahme der Zahlung 
für dem Klima- und Umweltschutz förderliche Landbewirtschaftungs­
methoden gemäß Titel III Kapitel 3 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 (nachstehend „Ökologisierungszahlung“) erstreckt sich die 
Kontrollstichprobe für jährlich durchgeführte Vor-Ort-Kontrollen auf 
mindestens 

a) 5 % aller Begünstigten, die im Rahmen der Basisprämienregelung 
oder der Regelung für die einheitliche Flächenzahlung gemäß Titel 
III Kapitel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 einen Antrag 
gestellt haben. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Kontroll­
stichprobe mindestens 5 % aller Begünstigten umfasst, die haupt­
sächlich landwirtschaftliche Flächen anmelden, bei denen es sich 
um Flächen handelt, die auf natürliche Weise in einem für die Be­
weidung geeigneten Zustand nach Artikel 10 Absatz 1 der Delegier­
ten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 gehalten werden; 

b) 5 % aller Begünstigten, die eine Umverteilungsprämie gemäß Titel 
III Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beantragt haben; 

c) 5 % aller Begünstigten, die eine Zahlung für Gebiete mit naturbe­
dingten Benachteiligungen gemäß Titel III Kapitel 4 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 beantragt haben; 

d) 5 % aller Begünstigten, die eine Zahlung für Junglandwirte gemäß 
Titel III Kapitel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beantragt 
haben; 

e) 5 % aller Begünstigten, die flächenbezogene Zahlungen im Rahmen 
der fakultativen gekoppelten Stützung gemäß Titel IV Kapitel 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beantragt haben; 

f) 5 % aller Begünstigten, die die Zahlung im Rahmen der Kleinerzeu­
gerregelung gemäß Titel V der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
beantragt haben; 

▼B 
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g) 30 % der gemäß Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 für den Hanfanbau angemeldeten Flächen; 

h) 5 % aller Begünstigten, die eine kulturspezifische Zahlung für 
Baumwolle gemäß Titel IV Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 beantragt haben. 

Artikel 31 

Kontrollsatz für die Ökologisierungszahlung 

(1) Bei der Ökologisierungszahlung erstreckt sich die Kontrollstich­
probe für jährlich durchgeführte Vor-Ort-Kontrollen auf mindestens 

a) 5 % aller Begünstigten, die dem Klima- und Umweltschutz förder­
liche Landbewirtschaftungsmethoden (nachstehend „Ökologisie­
rungsmethoden“) beachten müssen und die nicht Teil der zu kon­
trollierenden Grundgesamtheit gemäß den Buchstaben b und c (nach­
stehend „im Rahmen der Ökologisierung- zu kontrollierende Grund­
gesamtheit“) sind. Diese Stichprobe umfasst zudem mindestens 5 % 
aller Begünstigten, die in Gebieten gemäß der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates ( 1 ) oder der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ) über Flächen mit umweltsensiblem Dauer­
grünland und andere in Artikel 45 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 genannte sensible Gebiete verfügen; 

b) 3 % 

i) aller für die Ökologisierungszahlung in Frage kommenden Be­
günstigten, die aufgrund des Nichterreichens der in den Artikeln 
44 und 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten 
Schwellenwerte von den Verpflichtungen zur Anbaudiversifizie­
rung sowie zur Flächennutzung im Umweltinteresse befreit sind 
und die nicht unter die Verpflichtungen gemäß Artikel 45 der 
genannten Verordnung fallen, oder 

ii) in den Jahren, in denen Artikel 44 der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 639/2014 in einem Mitgliedstaat nicht gilt — der für die 
Ökologisierungszahlung in Frage kommenden Begünstigten, die 
aufgrund des Nichterreichens der in den Artikeln 44 und 46 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 genannten Schwellenwerte von 
den Verpflichtungen zur Anbaudiversifizierung sowie zur Flä­
chennutzung im Umweltinteresse befreit sind und die nicht unter 
die Verpflichtungen gemäß Artikel 45 Absatz 1 der genannten 
Verordnung fallen; 

c) 5 % aller Begünstigten, die die Ökologisierungsmethoden beachten 
müssen und die nationale oder regionale Umweltzertifizierungssys­
teme gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 nutzen; 

▼B 
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( 1 ) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür­
lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 
vom 22.7.1992, S. 7). 

( 2 ) Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten 
(ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7).



 

d) 5 % aller Begünstigten, die sich an einer regionalen Umsetzung 
gemäß Artikel 46 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
beteiligen; 

e) 5 % der gemeinsamen Umsetzung gemäß Artikel 46 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013; 

f) 100 % des zusammenhängenden Gefüges aneinander angrenzender 
im Umweltinteresse genutzter Flächen gemäß Artikel 46 Absatz 3 
der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014; 

g) 100 % aller Begünstigten, die gemäß Artikel 42 der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 639/2014 verpflichtet sind, Flächen wieder 
in Dauergrünland rückumzuwandeln; 

h) 20 % aller Begünstigten, die gemäß Artikel 44 Absätze 2 und 3 der 
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014 verpflichtet sind, Flä­
chen in Dauergrünland rückumzuwandeln. 

(2) Begünstigte, die die Ökologisierungsmethoden durch gleichwer­
tige Methoden gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 beachten oder die an der Kleinerzeugerregelung 
gemäß Artikel 61 der genannten Verordnung teilnehmen oder deren 
gesamter Betrieb die Anforderungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates ( 1 ) für die ökologische/biolo­
gische Landwirtschaft erfüllt, sind nicht Teil der Kontrollstichprobe und 
werden nicht auf die in vorliegendem Artikel festgelegten Kontrollsätze 
angerechnet. 

▼M1 
(3) Sind im Umweltinteresse genutzte Flächen nicht im System zur 
Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen gemäß Artikel 70 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1306/2013 ausgewiesen, so wird der Kontrollsatz 
gemäß Absatz 1 Buchstaben a und c bis e um 5 % aller Begünstigten 
der jeweiligen zu kontrollierenden Grundgesamtheit erhöht, die gemäß 
den Artikeln 43 und 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 auf ihren 
landwirtschaftlichen Flächen im Umweltinteresse genutzte Flächen aus­
weisen müssen. 

▼B 
Absatz 1 gilt jedoch nicht, wenn durch das Verwaltungs- und Kontroll­
system sichergestellt wird, dass alle angemeldeten im Umweltinteresse 
genutzten Flächen ermittelt und gegebenenfalls gemäß Artikel 5 Absatz 
2 Buchstabe c der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 vor der 
Zahlung im System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen 
ausgewiesen sind. 

Artikel 32 

Kontrollsatz für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums 

(1) Die Kontrollstichprobe für jährlich durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trollen erstreckt sich auf mindestens 5 % aller Begünstigten, die Anträge 
für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums stellen. Für die 
Maßnahmen gemäß den Artikeln 28 und 29 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 muss der Kontrollsatz von 5 % für jede Einzelmaßnahme 
erreicht werden. 

▼B 
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( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die öko­
logische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/ 
biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/91 (ABl. L 189 vom 20.7.2007, S. 1).



 

Die Kontrollstichprobe muss zudem mindestens 5 % der Begünstigten 
gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 umfassen, die 
gleichwertige Methoden gemäß Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 anwenden. 

(2) Bei in den Artikeln 28 und 29 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 genannten Vereinigungen von Personen gilt abweichend 
von Absatz 1, dass für die Zwecke der Berechnung des in Absatz 1 
festgelegten Kontrollsatzes jedes einzelne Mitglied einer solchen Ver­
einigung als Begünstigter angesehen werden kann. 

▼M1 
(2a) Beschließt ein Mitgliedstaat, Kollektivanträge zuzulassen, so 
umfasst die Kontrollstichprobe für jährlich durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trollen abweichend von den Absätzen 1 und 2 mindestens 

a) 5 % aller Kollektive, die einen Kollektivantrag vorgelegt haben; 
diese Stichprobe umfasst zudem mindestens 5 % der in dem Kollek­
tivantrag gemäß Artikel 14a Absatz 3 gemeldeten Gesamtfläche; und 

b) 5 % der gemäß Artikel 14a Absatz 5 mitgeteilten Verpflichtungen. 

▼B 
(3) Bei Begünstigten, denen im Einklang mit Artikel 21 Absatz 1 
Buchstabe a, Artikel 28, Artikel 29 und Artikel 34 der Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 oder Artikel 36 Buchstabe a Ziffern iv und v, Buchstabe 
b Ziffern i, iii und v der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 mehrjährige 
Förderung mit Zahlungen, die sich über mehr als fünf Jahre erstrecken, 
gewährt wird, können die Mitgliedstaaten beschließen, nach dem fünften 
Jahr der Zahlungen, mindestens 2,5 % dieser Begünstigten zu kontrol­
lieren. 

Unterabsatz 1 gilt für Förderung, die gemäß Artikel 28 Absatz 6 Unter­
absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 nach dem fünften Jahr der 
Zahlung für die entsprechende Verpflichtung gewährt wird. 

▼M1 
Beschließt ein Mitgliedstaat, Kollektivanträge zuzulassen, so gilt dieser 
Absatz nicht für Kollektive. 

▼B 
(4) Gemäß Absatz 3 kontrollierte Begünstigte dürfen für die Zwecke 
von Absatz 1 nicht berücksichtigt werden. 

Artikel 33 

Kontrollsatz für Beihilferegelungen für Tiere 

(1) Bei Beihilferegelungen für Tiere erstreckt sich die Kontrollstich­
probe für jährlich durchgeführte Vor-Ort-Kontrollen für jede Beihilfe­
regelung auf mindestens 5 % aller Begünstigten, die im Rahmen der 
betreffenden Beihilferegelung einen Antrag stellen. 

Bietet die elektronische Datenbank für Tiere jedoch nicht den für die 
ordnungsgemäße Verwaltung der betreffenden Beihilferegelung erfor­
derlichen Zuverlässigkeits- und Durchführungsstandard, so gilt für die 
betreffende Beihilferegelung ein Kontrollsatz von 10 %. 

▼B 
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Die ausgewählte Kontrollstichprobe erstreckt sich je Beihilferegelung 
auf mindestens 5 % aller Tiere, für die Beihilfen beantragt werden. 

(2) Gegebenenfalls erstreckt sich die Kontrollstichprobe für jährlich 
durchgeführte Vor-Ort-Kontrollen auf 10 % der anderen, Belege über­
mittelnden Dienststellen, Einrichtungen oder Organisationen, um gemäß 
Artikel 28 Absatz 2 die Einhaltung der Förderkriterien, Verpflichtungen 
und sonstigen Auflagen zu überprüfen. 

▼M2 

Artikel 33a 

Zusätzlicher Kontrollsatz für Vor-Ort-Nachkontrollen der 
Begünstigten gemäß Artikel 19a Absatz 2 der Delegierten 

Verordnung (EU) Nr. 640/2014 

(1) Die Begünstigten, die im Rahmen einer flächenbezogenen Bei­
hilferegelung oder Stützungsmaßnahme nach einer bei einer Vor-Ort- 
Kontrolle festgestellten Übererklärung für eine gekürzte Verwaltungs­
sanktion gemäß Artikel 19a Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 640/2014 infrage kamen, werden im folgenden Antragsjahr bezüg­
lich dieser flächenbezogenen Beihilferegelung oder Stützungsmaßnahme 
vor Ort einer Nachkontrolle unterzogen. 

(2) Die Nachkontrolle vor Ort gemäß Absatz 1 ist nicht erforderlich, 
soweit die festgestellte Übererklärung im Jahr der Feststellung zu einer 
Aktualisierung der betreffenden Referenzparzellen im System zur Iden­
tifizierung landwirtschaftlicher Parzellen gemäß Artikel 5 der Delegier­
ten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 geführt hat. 

▼B 

Artikel 34 

Auswahl der Kontrollstichprobe 

(1) Anträge bzw. Antragsteller, die sich zum Zeitpunkt der Antrag­
stellung oder nach Durchführung von Verwaltungskontrollen als nicht 
zulässig oder nicht förderfähig erweisen, sind nicht Teil der zu kon­
trollierenden Grundgesamtheit. 

(2) Für die Zwecke der Artikel 30 und 31 wird die Stichprobe wie 
folgt ausgewählt: 

a) Zwischen 1 % und 1,25 % der Begünstigten, die im Rahmen der 
Basisprämienregelung oder der Regelung für die einheitliche Flä­
chenzahlung gemäß Titel III Kapitel 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 einen Antrag gestellt haben, werden nach dem Zufalls­
prinzip aus allen Begünstigten ausgewählt, die einen Antrag im 
Rahmen dieser Regelungen gestellt haben. ►M1 Die nach Absatz 3 
Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählten Begünstigten können als Teil der Kontrollstichprobe 
gemäß Satz 1 dieses Buchstabens betrachtet werden. Die Zahl die­
ser Begünstigten in der Kontrollstichprobe darf nicht größer sein als 
ihr Anteil an der zu kontrollierenden Grundgesamtheit. ◄ 

b) Zwischen 1 % und 1,25 % der im Rahmen der Ökologisierung zu 
kontrollierenden Grundgesamtheit werden nach dem Zufallsprinzip 
aus allen im Einklang mit Buchstabe a bestimmten Begünstigten 
ausgewählt. Ist es zum Erreichen dieses Prozentsatzes erforderlich, 
werden zusätzliche Begünstigte nach dem Zufallsprinzip aus der im 
Rahmen der Ökologisierung zu kontrollierenden Grundgesamtheit 
ausgewählt. 

▼B 
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ba) Zwischen 0,6 % und 0,75 % der zu kontrollierenden Grundgesamt­
heit gemäß Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe b werden nach dem 
Zufallsprinzip aus allen Begünstigten ausgewählt, die gemäß Buch­
stabe a dieses Unterabsatzes bestimmt wurden. Ist es zum Erreichen 
dieses Prozentsatzes erforderlich, werden zusätzliche Begünstigte 
nach dem Zufallsprinzip aus der zu kontrollierenden Grundgesamt­
heit gemäß Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe b ausgewählt. 

c) Die noch fehlende Anzahl an Begünstigten für die Kontrollstich­
probe gemäß Artikel 31 Absatz 1 Buchstaben a und b wird auf der 
Grundlage einer Risikoanalyse ausgewählt. 

▼B 
d) Alle nach den Buchstaben a bis c dieses Unterabsatzes ausgewähl­

ten Begünstigten können als Teil der Kontrollstichproben gemäß 
Artikel 30 Buchstaben b bis e, g und h betrachtet werden. Ist es 
zur Einhaltung der Mindestkontrollsätze erforderlich, werden zu­
sätzliche Begünstigte nach dem Zufallsprinzip aus den jeweiligen 
zu kontrollierenden Grundgesamtheiten ausgewählt. 

▼M1 

e) Alle nach den Buchstaben a bis d ausgewählten Begünstigten sowie 
die auf der Grundlage einer Risikoanalyse gemäß Absatz 3 Unter­
absatz 1 ausgewählten Begünstigten können als Teil der Kontroll­
stichprobe gemäß Artikel 30 Buchstabe a betrachtet werden. Ist es 
zur Einhaltung des Mindestkontrollsatzes erforderlich, werden zu­
sätzliche Begünstigte nach dem Zufallsprinzip aus allen Begünstig­
ten ausgewählt, die im Rahmen der Basisprämienregelung oder der 
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung gemäß Titel III Ka­
pitel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 einen Antrag gestellt 
haben. 

▼B 
f) Die Mindestzahl der in Artikel 30 Buchstabe f genannten Begüns­

tigten wird nach dem Zufallsprinzip aus allen Begünstigten aus­
gewählt, die die Zahlung im Rahmen der Kleinerzeugerregelung 
gemäß Titel V der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 beantragt ha­
ben. 

▼M1 __________ 

h) Zwischen 20 % und 25 % der Mindestanzahl der in Artikel 31 Ab­
satz 1 Buchstabe c genannten Begünstigten werden nach dem Zu­
fallsprinzip aus allen Begünstigten ausgewählt, die gemäß Buch­
stabe a dieses Unterabsatzes bestimmt wurden. Die noch fehlende 
Anzahl an Begünstigten gemäß Artikel 31 Absatz 1 Buchstabe c 
wird auf der Grundlage einer Risikoanalyse aus allen Begünstigten 
ausgewählt, die gemäß Buchstabe e dieses Unterabsatzes bestimmt 
wurden. Ist es zur Einhaltung der Mindestkontrollsätze erforderlich, 
werden zusätzliche Begünstigte auf der Grundlage einer Risikoana­
lyse aus den jeweiligen zu kontrollierenden Grundgesamtheiten aus­
gewählt. 

ha) Zwischen 20 % und 25 % der Mindestanzahl der in Artikel 31 Ab­
satz 1 Buchstaben d und h genannten Begünstigten werden nach 
dem Zufallsprinzip aus allen Begünstigten ausgewählt, die gemäß 
Buchstabe b dieses Unterabsatzes bestimmt wurden. Ist es zum 
Erreichen dieses Prozentsatzes erforderlich, werden zusätzliche Be­
günstigte nach dem Zufallsprinzip aus allen Begünstigten aus­
gewählt, die gemäß Buchstabe a dieses Unterabsatzes bestimmt 
wurden. Die noch fehlende Anzahl an Begünstigten gemäß Arti­
kel 31 Absatz 1 Buchstaben d und h wird auf der Grundlage einer 
Risikoanalyse aus allen Begünstigten ausgewählt, die gemäß Buch­
stabe c dieses Unterabsatzes bestimmt wurden. Ist es zur Einhaltung 
der Mindestkontrollsätze erforderlich, werden zusätzliche Begüns­
tigte auf der Grundlage einer Risikoanalyse aus den jeweiligen zu 
kontrollierenden Grundgesamtheiten ausgewählt. 

▼M1 
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i) Zwischen 20 % und 25 % der Mindestanzahl der in Artikel 31 
Absatz 1 Buchstabe e genannten gemeinsamen Umsetzungen wer­
den nach dem Zufallsprinzip aus allen gemeinsamen Umsetzungen 
im Einklang mit Artikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 ausgewählt. Die noch fehlende Anzahl der in Artikel 31 
Absatz 1 Buchstabe e genannten gemeinsamen Umsetzungen wird 
auf der Grundlage einer Risikoanalyse ausgewählt. 

▼M1 
Die Vor-Ort-Kontrolle bei den gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben d, e, h 
und ha ausgewählten zusätzlichen Begünstigten sowie den gemäß Unter­
absatz 1 Buchstabe f ausgewählten Begünstigten kann sich auf die Bei­
hilferegelung beschränken, für die sie ausgewählt wurden, sofern die 
Mindestkontrollsätze der anderen Beihilferegelungen, für die sie einen 
Antrag gestellt haben, bereits erfüllt sind. 

Die Vor-Ort-Kontrolle bei den gemäß Artikel 31 Absatz 3 ausgewählten 
zusätzlichen Begünstigten und den gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben h, 
ha und i des vorliegenden Absatzes ausgewählten Begünstigten kann 
sich auf die Ökologisierungsmethoden beschränken, für die sie aus­
gewählt wurden, sofern die Mindestkontrollsätze der anderen Beihilfe­
regelungen und der anderen Ökologisierungsmethoden, die sie beachten 
müssen, bereits erfüllt sind. 

▼B 
Für die Zwecke des Artikels 31 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 
die Kontrollstichprobe hinsichtlich der unterschiedlichen Methoden re­
präsentativ ist. 

▼M1 
Die zusätzlichen Begünstigten, die zum Zwecke von Artikel 31 Absatz 3 
Unterabsatz 1 einer Vor-Ort-Kontrolle zu unterziehen sind, werden auf 
der Grundlage einer Risikoanalyse ausgewählt. 

(3) Für die Zwecke der Artikel 32 und 33 werden zunächst zwischen 
20 % und 25 % der Mindestanzahl der Begünstigten, die einer Vor-Ort- 
Kontrolle zu unterziehen sind, und im Falle der Anwendung von Ar­
tikel 32 Absatz 2a 100 % des Kollektivs und zwischen 20 % und 25 % 
der einer Vor-Ort-Kontrolle zu unterziehenden Verpflichtungen nach 
dem Zufallsprinzip ausgewählt. Die noch fehlende Anzahl der einer 
Vor-Ort-Kontrolle zu unterziehenden Begünstigten und Verpflichtungen 
wird auf der Grundlage einer Risikoanalyse ausgewählt. 

Für die Zwecke der Artikel 32 und 33 kann der zufallsbasierte Anteil 
der Stichprobe auch Begünstigte umfassen, die bereits gemäß Absatz 2 
Unterabsatz 1 Buchstabe a Satz 1 ausgewählt wurden. Die Zahl dieser 
Begünstigten in der Kontrollstichprobe darf nicht größer sein als ihr 
Anteil an der zu kontrollierenden Grundgesamtheit. 

Für die Zwecke des Artikels 32 können die Mitgliedstaaten als Ergebnis 
der Risikoanalyse bestimmte Maßnahmen zur Entwicklung des ländli­
chen Raums auswählen, die auf die Begünstigten zutreffen. 

▼B 
(4) Übersteigt die Anzahl der einer Vor-Ort-Kontrolle zu unterzie­
henden Begünstigten die Mindestanzahl der Begünstigten gemäß den 
Artikeln 30 bis 33, so darf der Prozentsatz der nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählten Begünstigten in der zusätzlichen Stichprobe nicht über 
25 % liegen. 

(5) Die Wirksamkeit der Risikoanalyse ist jährlich wie folgt zu über­
prüfen und zu aktualisieren: 

a) durch Feststellung der Relevanz jedes einzelnen Risikofaktors; 

▼B 
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b) durch Vergleich der Differenz zwischen der angemeldeten Fläche 
und der ermittelten Fläche bei der risikobasierten Stichprobe und 
bei der Zufallsstichprobe gemäß Absatz 2 Unterabsatz 1 oder durch 
Vergleich der Differenz zwischen den angemeldeten Tieren und den 
ermittelten Tieren bei der risikobasierten Stichprobe und bei der 
Zufallsstichprobe gemäß Absatz 2 Unterabsatz 1; 

c) durch Berücksichtigung der spezifischen Situation und gegebenen­
falls der veränderten Relevanz der Risikofaktoren im betreffenden 
Mitgliedstaat; 

d) durch Berücksichtigung der Art des Verstöße, die eine Erhöhung des 
Kontrollsatzes gemäß Artikel 35 nach sich ziehen. 

(6) Die zuständige Behörde hält die Gründe für die Auswahl des 
Begünstigten für eine Vor-Ort-Kontrolle schriftlich fest. Der die Vor- 
Ort-Kontrolle durchführende Inspektor ist vor Beginn der Kontrolle ent­
sprechend zu informieren. 

(7) Gegebenenfalls kann auf der Grundlage der vorhandenen Infor­
mationen ein Teil der Kontrollstichprobe vor dem in Artikel 13 genann­
ten Termin ausgewählt werden. Diese vorläufige Stichprobe wird er­
gänzt, wenn alle relevanten Beihilfe- oder Zahlungsanträge vorliegen. 

Artikel 35 

Erhöhung des Kontrollsatzes 

Werden bei Vor-Ort-Kontrollen im Zusammenhang mit einer bestimm­
ten Beihilferegelung oder Stützungsmaßnahme oder in einem bestimm­
ten Gebiet oder Teilgebiet erhebliche Verstöße festgestellt, so nimmt die 
zuständige Behörde eine entsprechende Erhöhung des Anteils der Be­
günstigten vor, die im darauf folgenden Jahr einer Vor-Ort-Kontrolle 
unterzogen werden. 

Artikel 36 

Verringerung des Kontrollsatzes 

(1) Die in diesem Kapitel festgelegten Kontrollsätze dürfen nur für in 
diesem Artikel genannte Beihilferegelungen oder Stützungsmaßnahmen 
verringert werden. 

(2) Abweichend von Artikel 30 Buchstaben a, b und f können die 
Mitgliedstaaten beschließen, den Mindestsatz der jährlich je Regelung 
durchgeführten Vor-Ort-Kontrollen für die Basisprämienregelung, die 
Regelung für die einheitliche Flächenzahlung, die Umverteilungsprämie 
und die Kleinerzeugerregelung auf 3 % zu verringern. 

▼M1 
Unterabsatz 1 gilt nur, wenn für alle Begünstigten ein System der gra­
fischen Verschneidung aller Beihilfeanträge mit dem System zur Iden­
tifizierung landwirtschaftlicher Parzellen gemäß Artikel 17 Absatz 2 
vorhanden ist. 

Für das Antragsjahr 2015 darf die bei der Vor-Ort-Kontrolle der Zufalls­
stichprobe ermittelte Fehlerquote in den vorhergehenden beiden Haus­
haltsjahren nicht mehr als 2 % betragen. Diese Fehlerquote wird von 
den Mitgliedstaaten nach dem auf Unionsebene festgelegten gängigen 
Verfahren bestätigt. 

▼B 

02014R0809 — DE — 22.08.2016 — 002.003 — 35



 

Für das Antragsjahr 2016 darf die bei der Vor-Ort-Kontrolle der Zufalls­
stichprobe ermittelte Fehlerquote im vorhergehenden Haushaltsjahr nicht 
mehr als 2 % betragen. Diese Fehlerquote wird von den Mitgliedstaaten 
nach dem neuen auf Unionsebene festgelegten Verfahren unter Berück­
sichtigung von Artikel 7 Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 908/2014 der Kommission ( 1 ) bestätigt. 

▼B 
(3) Abweichend von Artikel 30 Buchstabe a, b und f können die 
Mitgliedstaaten beschließen, bei der Basisprämienregelung, der Rege­
lung für die einheitliche Flächenzahlung, der Umverteilungsprämie 
und der Kleinerzeugerregelung die Kontrollstichprobe auf die gemäß 
Artikel 34 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a ausgewählte Stichprobe 
zu reduzieren, wenn Kontrollen auf der Grundlage der Orthofotos vor­
genommen werden, die zur Aktualisierung des in Artikel 70 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannten Systems zur Identifizierung 
landwirtschaftlicher Parzellen verwendet wurden. 

Unterabsatz 1 gilt nur, wenn die Mitgliedstaaten das System zur Iden­
tifizierung landwirtschaftlicher Parzellen systematisch aktualisieren und 
innerhalb eines Zeitraums von höchstens drei Jahren alle Begünstigten 
des gesamten vom System erfassten Gebiets kontrollieren, wobei jähr­
lich mindestens 25 % der im System zur Identifizierung landwirtschaft­
licher Parzellen registrierten beihilfefähigen Hektarflächen abzudecken 
sind. Dieser Mindestprozentsatz pro Jahr gilt jedoch nicht für Mitglied­
staaten, für die im System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Par­
zellen weniger als 150 000 Hektar beihilfefähige Flächen ausgewiesen 
sind. 

Innerhalb von drei Jahren vor Anwendung von Unterabsatz 1 nehmen 
die Mitgliedstaaten eine vollständige Aktualisierung ihres Systems zur 
Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen vor. 

Die zur Aktualisierung verwendeten Orthofotos dürfen zum Zeitpunkt 
ihrer Nutzung zur Aktualisierung des Systems zur Identifizierung land­
wirtschaftlicher Parzellen nicht älter als 15 Monate sein. 

Die Qualität des Systems zur Identifizierung landwirtschaftlicher Par­
zellen, so wie sie aus der in den zwei Jahren vor der Anwendung von 
Unterabsatz 1 gemäß Artikel 6 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
640/2014 vorgenommenen Bewertung hervorgeht, muss hinreichende 
Gewähr für eine effektive Überprüfung der Beihilfebedingungen bieten. 

Der Beschluss gemäß Unterabsatz 1 kann auf nationaler oder regionaler 
Ebene gefasst werden. Für die Zwecke des vorliegenden Unterabsatzes 
besteht eine Region aus dem gesamten Gebiet, das von einem oder 
mehreren unabhängigen Systemen zur Identifizierung landwirtschaftli­
cher Parzellen abgedeckt wird. 

▼M1 
Absatz 2 Unterabsätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

▼M1 

02014R0809 — DE — 22.08.2016 — 002.003 — 36 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 6. August 
2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahlstellen und 
anderen Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlusses und 
der Bestimmungen für Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz (ABl. L 255 
vom 28.8.2014, S. 59).



 

(4) Abweichend von Artikel 32 Absatz 1 können die Mitgliedstaaten 
beschließen, den Mindestsatz der in jedem Kalenderjahr durchgeführten 
Vor-Ort-Kontrollen auf 3 % der Begünstigten zu verringern, die Anträge 
für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums im Anwen­
dungsbereich des integrierten Systems gestellt haben. 

▼M1 
Unterabsatz 1 gilt jedoch weder für Begünstigte, die gleichwertige Me­
thoden gemäß Artikel 43 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
anwenden, noch für gemäß Artikel 32 Absatz 2a der vorliegenden Ver­
ordnung ausgewählte Kollektive und Verpflichtungen. 

▼B 
(5) ►M1 Die Absätze 2, 3 und 4 finden nur Anwendung, wenn die 
im Einklang mit Artikel 41 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 908/2014 festgelegten allgemeinen Bedingungen für die Verringe­
rung des Mindestsatzes von Vor-Ort-Kontrollen erfüllt sind. ◄ Ist eine 
der genannten Bedingungen oder der Bedingungen gemäß den Absätzen 
2 und 3 des vorliegenden Artikels nicht mehr erfüllt, so nehmen die 
Mitgliedstaaten ihren Beschluss, den Mindestsatz von Vor-Ort-Kontrol­
len zu verringern, umgehend zurück und wenden bei den betreffenden 
Beihilferegelungen oder Stützungsmaßnahmen ab dem darauf folgenden 
Antragsjahr den Mindestsatz von Vor-Ort-Kontrollen gemäß Artikel 30 
Buchstaben a, b und f und/oder Artikel 32 an. 

(6) Führt ein Mitgliedstaat ein System der vorherigen Genehmigung 
für den Hanfanbau ein, so kann abweichend von Artikel 30 Buchstabe g 
der Mindestsatz von Vor-Ort-Kontrollen auf 20 % der gemäß Artikel 32 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 für die Hanferzeugung 
angemeldeten Flächen verringert werden. 

In diesem Fall teilt der Mitgliedstaat der Kommission die für sein 
System der vorherigen Genehmigung geltenden Durchführungsbestim­
mungen und Bedingungen im Jahr vor der Anwendung des verringerten 
Kontrollsatzes mit. Jede Änderung der Durchführungsbestimmungen 
und Bedingungen wird der Kommission unverzüglich mitgeteilt. 

A b s c h n i t t 2 

V o r - O r t - K o n t r o l l e n i m Z u s a m m e n h a n g m i t B e i ­
h i l f e a n t r ä g e n f ü r f l ä c h e n b e z o g e n e B e i h i l f e r e g e ­
l u n g e n u n d Z a h l u n g s a n t r ä g e n f ü r f l ä c h e n b e z o ­

g e n e S t ü t z u n g s m a ß n a h m e n 

Artikel 37 

Gegenstand von Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Vor-Ort-Kontrollen erstrecken sich auf alle landwirtschaftlichen 
Parzellen, für die eine Beihilfe im Rahmen von in Anhang I der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Beihilferegelungen und/oder 
Förderung im Rahmen von Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 
Raums im Anwendungsbereich des integrierten Systems beantragt wird. 

Bei den Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums gemäß 
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a und den Artikeln 30 und 34 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 erstrecken sich die Vor-Ort-Kontrollen 
auch auf alle nichtlandwirtschaftlichen Flächen, für die Förderung be­
antragt wird. 

▼B 
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Die zuständige Behörde bewertet auf der Grundlage der Kontrollergeb­
nisse, ob eine Aktualisierung der entsprechenden Referenzparzellen ge­
mäß Artikel 5 Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 
erforderlich ist. 

(2) Die Vor-Ort-Kontrollen umfassen die Flächenvermessung und die 
Überprüfung der Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auf­
lagen für die vom Begünstigten im Rahmen der in Absatz 1 genannten 
Beihilferegelungen und/oder Stützungsmaßnahmen angemeldeten Flä­
che. 

Bei Begünstigten, die Direktzahlungen im Rahmen der in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 aufgeführten Regelungen beantragen 
und bei deren landwirtschaftlichen Flächen es sich hauptsächlich um 
Flächen gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
handelt, die auf natürliche Weise in einem für die Beweidung oder den 
Anbau geeigneten Zustand gehalten werden, erstreckt sich die Vor-Ort- 
Kontrolle auch auf die Überprüfung der auf diesen Flächen auszuüben­
den Mindesttätigkeit. 

(3) Vor-Ort-Kontrollen im Zusammenhang mit Ökologisierungs­
methoden umfassen alle vom Begünstigten einzuhaltenden Verpflichtun­
gen. Gegebenenfalls ist auch die Einhaltung der gemäß den Artikeln 44 
und 46 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 geltenden Schwellenwerte 
für eine Freistellung von den Ökologisierungsmethoden Bestandteil der 
Vor-Ort-Kontrollen. Dieser Unterabsatz gilt auch für Vor-Ort-Kontrollen 
im Zusammenhang mit nationalen oder regionalen Umweltzertifizie­
rungssystemen gemäß Artikel 43 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013. 

Betrifft die Vor-Ort-Kontrolle eine regionale Umsetzung gemäß Arti­
kel 46 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so umfasst die 
Vor-Ort-Kontrolle auch die Flächenvermessung und die Überprüfung 
der Verpflichtungen, die der Mitgliedstaat den Begünstigten oder Grup­
pen von Begünstigten auferlegt. 

Betrifft die Vor-Ort-Kontrolle eine gemeinsame Umsetzung gemäß Ar­
tikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, erstreckt sich 
die Vor-Ort-Kontrolle auf 

a) die Überprüfung der Kriterien für unmittelbare Nähe gemäß Arti­
kel 47 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014; 

b) die Flächenvermessung und Überprüfung der Kriterien für aneinan­
der angrenzende im Umweltinteresse genutzte Flächen; 

c) gegebenenfalls die zusätzlichen Verpflichtungen, die der Mitglied­
staat den Begünstigten oder Gruppen von Begünstigten auferlegt; 

d) die individuellen Ökologisierungsverpflichtungen, die ein an einer 
gemeinsamen Umsetzung beteiligter Begünstigter einhalten muss. 

▼M1 
(4) Bei gemäß Artikel 32 Absatz 2a Buchstabe a ausgewählten Kol­
lektiven umfassen die Vor-Ort-Kontrollen die Flächenvermessung sowie 
die Überprüfung der Förderkriterien und anderer Verpflichtungen der in 
dem Kollektivantrag gemeldeten Fläche. 

Bei gemäß Artikel 32 Absatz 2a Buchstabe b ausgewählten Verpflich­
tungen umfasst die Vor-Ort-Kontrolle die Überprüfung der mitgeteilten 
Verpflichtung. 

▼B 
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Artikel 38 

Flächenvermessung 

(1) Während die Förderfähigkeit bei allen landwirtschaftlichen Par­
zellen zu überprüfen ist, kann die als Teil einer Vor-Ort-Kontrolle 
durchgeführte tatsächliche Flächenvermessung der landwirtschaftlichen 
Parzelle auf eine nach dem Zufallsprinzip ausgewählte Stichprobe von 
mindestens 50 % der landwirtschaftlichen Parzellen begrenzt werden, 
für die im Rahmen der flächenbezogenen Beihilferegelungen und/oder 
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums ein Beihilfe- und/ 
oder Zahlungsantrag gestellt wurde. Wird bei der Stichprobenkontrolle 
ein Verstoß festgestellt, so werden alle landwirtschaftlichen Parzellen 
vermessen oder die Ergebnisse aus der vermessenen Stichprobe werden 
hochgerechnet. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für landwirtschaftliche Parzellen, die hinsicht­
lich der Flächennutzung im Umweltinteresse gemäß Artikel 46 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1307/2013 zu überprüfen sind. 

(2) Die Flächen landwirtschaftlicher Parzellen werden mit Mitteln 
vermessen, die nachweislich eine Messgenauigkeit gewährleisten, wel­
che derjenigen, wie sie von den auf Unionsebene festgelegten geltenden 
technischen Normen vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist. 

(3) Die zuständige Behörde kann auf Fernerkundung gemäß Arti­
kel 40 und globale Satelliten-Navigationssysteme (Global Navigation 
Satellite Systems, GNSS) zurückgreifen, wenn dies möglich ist. 

(4) Für alle Flächenvermessungen unter Nutzung von GNSS und/ 
oder Orthofotos wird ein einheitlicher Wert für die Puffertoleranz fest­
gelegt. Zu diesem Zweck werden die verwendeten Messinstrumente für 
mindestens eine Validierungsklasse der Puffertoleranz unterhalb des ein­
heitlichen Werts validiert. Der einheitliche Toleranzwert darf jedoch 
nicht größer als 1,25 m sein. 

Die Höchsttoleranz für die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf 
jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha nicht überschreiten. 

Für die Maßnahmen gemäß Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a und den 
Artikeln 30 und 34 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 können die 
Mitgliedstaaten jedoch hinsichtlich der forstwirtschaftlich genutzten Flä­
che angemessene Toleranzen festsetzen, die allerdings nicht mehr als 
das Doppelte der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes festgeleg­
ten Toleranz betragen dürfen. 

(5) Die Gesamtfläche einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bei der 
Vermessung berücksichtigt werden, sofern sie in vollem Umfang för­
derfähig ist. Andernfalls wird die förderfähige Nettofläche berücksich­
tigt. Zu diesem Zweck kann gegebenenfalls das Pro-rata-System gemäß 
Artikel 10 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 angewendet 
werden. 

(6) Um die Anteile der verschiedenen Kulturpflanzen für die Anbau­
diversifizierung gemäß Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 
zu berechnen, wird bei der Vermessung die tatsächlich mit einer Kultur 
bebaute Fläche gemäß Artikel 40 Absatz 2 der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 639/2014 berücksichtigt. Bei Flächen mit Mischkulturen wird 
die gesamte mit Mischkulturen gemäß Artikel 40 Absatz 3 Unterabsätze 
1 und 2 der genannten Verordnung oder mit einer Mischkultur gemäß 
Artikel 40 Absatz 3 Unterabsatz 3 der genannten Verordnung bebaute 
Fläche berücksichtigt. 

▼B 
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(7) Kann Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 640/2014 zu einer künstlichen Aufspaltung der Fläche 
aneinander angrenzender landwirtschaftlicher Parzellen mit einer homo­
genen Bodenbedeckungsart in einzelne landwirtschaftliche Parzellen 
führen, so wird die Vermessung dieser Fläche aneinander angrenzender 
landwirtschaftlicher Parzellen mit einer homogenen Bodenbedeckungsart 
in einer einzigen Vermessung der betreffenden landwirtschaftlichen Par­
zellen zusammengefasst. 

(8) Gegebenenfalls werden auf der landwirtschaftlichen Parzelle für 
die Zwecke der Basisprämienregelung oder der Regelung für die ein­
heitliche Flächenzahlung gemäß Titel III Kapitel I der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 und auf einer räumlich verschiedenen, sich mit der be­
treffenden Parzelle überschneidenden landwirtschaftlichen Parzelle für 
die Zwecke der übrigen flächenbezogenen Beihilferegelungen und/oder 
Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums zwei getrennte Ver­
messungen vorgenommen. 

Artikel 39 

Prüfung der Fördervoraussetzungen 

(1) Die Förderfähigkeit landwirtschaftlicher Parzellen wird mit geeig­
neten Mitteln überprüft. Diese Überprüfung umfasst gegebenenfalls 
auch eine Prüfung der Anbaukultur. Hierzu wird erforderlichenfalls 
die Vorlage entsprechender zusätzlicher Belege verlangt. 

(2) Bei Dauergrünland, das abgeweidet werden kann und einen Teil 
der etablierten lokalen Praktiken darstellt, wo Gräser und andere Grün­
futterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten vorherrschen, kann der 
Verringerungskoeffizient gemäß Artikel 32 Absatz 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 gegebenenfalls auf die gemäß Artikel 38 der vor­
liegenden Verordnung vermessene beihilfefähige Fläche angewendet 
werden. Wird eine Fläche gemeinsam genutzt, so teilen die zuständigen 
Behörden diese entsprechend der Nutzung oder den Nutzungsrechten 
auf die einzelnen Begünstigten auf. 

(3) Landschaftselemente, die von Begünstigten als im Umweltinte­
resse genutzte Flächen angemeldet werden und die nicht in der beihilfe­
fähigen Fläche gemäß den Artikeln 9 und 10 der Delegierten Verord­
nung (EU) Nr. 640/2014 enthalten sind, werden nach denselben Grund­
sätzen wie die förderfähige Fläche überprüft. 

(4) Sehen die Mitgliedstaaten bei der Kontrolle von Maßnahmen zur 
Entwicklung des ländlichen Raums vor, dass bestimmte Elemente einer 
Vor-Ort-Kontrolle auf der Basis einer Stichprobenauswahl durchgeführt 
werden können, so muss die Stichprobe ein verlässliches und repräsen­
tatives Kontrollniveau gewährleisten. Die Mitgliedstaaten legen die Kri­
terien für die Stichprobenauswahl fest. Werden bei der Kontrolle der 
Stichprobe Verstöße festgestellt, so wird die Stichprobe entsprechend 
ausgeweitet. 

Artikel 40 

Kontrollen durch Fernerkundung 

Führt ein Mitgliedstaat Vor-Ort-Kontrollen durch Fernerkundung durch, 
so muss die zuständige Behörde 

a) ►C1 eine Auswertung von Orthofotos (Satelliten- oder Luftbilder) 
aller landwirtschaftlichen Parzellen je zu prüfendem Beihilfe- und/ 
oder Zahlungsantrag vornehmen, um die jeweilige Bodenbe­
deckungsart und gegebenenfalls die Kulturart zu ermitteln und die 
Fläche zu vermessen; ◄ 

▼B 
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b) physische Vor-Ort-Kontrollen aller landwirtschaftlichen Parzellen 
vornehmen, bei denen es nicht möglich ist, anhand der Fotoauswer­
tung zur Zufriedenheit der zuständigen Behörde zu prüfen, ob die 
Flächen korrekt angemeldet wurden; 

c) alle erforderlichen Kontrollen durchführen, um die Einhaltung der 
Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen für die 
landwirtschaftlichen Parzellen zu überprüfen; 

d) alternative Maßnahmen ergreifen, um die Flächenvermessung gemäß 
Artikel 38 Absatz 1 für die Parzellen sicherzustellen, die nicht von 
Bilddaten erfasst werden. 

Artikel 41 

Kontrollbericht 

(1) Für jede gemäß diesem Abschnitt durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trolle ist ein Kontrollbericht anzufertigen, dem die Einzelheiten der vor­
genommenen Kontrollen zu entnehmen sind und aus dem Schlussfolge­
rungen über die Einhaltung der Förderkriterien, Verpflichtungen und 
sonstigen Auflagen gezogen werden können. Der Bericht enthält ins­
besondere folgende Angaben: 

a) die kontrollierten Beihilferegelungen bzw. Stützungsmaßnahmen und 
Beihilfe- oder Zahlungsanträge; 

b) die anwesenden Personen; 

c) die kontrollierten landwirtschaftlichen Parzellen, die vermessenen 
landwirtschaftlichen Parzellen, gegebenenfalls einschließlich der Er­
gebnisse der Vermessung je vermessene landwirtschaftliche Parzelle 
und der angewandten Messverfahren; 

d) gegebenenfalls die Ergebnisse der Vermessung nichtlandwirtschaftli­
cher Flächen, für die im Rahmen von Maßnahmen zur Entwicklung 
des ländlichen Raums Förderung beantragt wird, und die angewand­
ten Messverfahren; 

e) Angaben dazu, ob dem Begünstigten die Kontrolle angekündigt wur­
de, und wenn ja, mit welcher Frist die Ankündigung erfolgte; 

f) Angaben zu spezifischen Kontrollmaßnahmen, die bei einzelnen Bei­
hilfe- oder Stützungsregelungen vorzunehmen waren; 

g) Angaben zu sonstigen vorgenommenen Kontrollmaßnahmen; 

h) Angaben zu festgestellten Verstößen, bei denen eine gegenseitige 
Unterrichtung hinsichtlich anderer Beihilferegelungen, Stützungs­
maßnahmen und/oder der Cross-Compliance erforderlich sein könn­
te; 

i) Angaben zu festgestellten Verstößen, bei denen in den folgenden 
Jahren Folgemaßnahmen erforderlich werden könnten. 

(2) Der Begünstigte erhält die Gelegenheit, den Bericht während der 
Kontrolle zu unterzeichnen und dadurch seine Anwesenheit bei der 
Kontrolle zu bezeugen und Bemerkungen hinzuzufügen. Verwendet 
ein Mitgliedstaat einen während der Kontrolle elektronisch erstellten 
Kontrollbericht, so sorgt die zuständige Behörde dafür, dass der Be­
günstigte den Bericht elektronisch unterzeichnen kann, oder der Kon­
trollbericht wird dem Begünstigten unverzüglich zugesendet, so dass er 
die Gelegenheit hat, den Bericht zu unterzeichnen und Bemerkungen 
hinzufügen. Wird ein Verstoß festgestellt, so erhält der Begünstigte eine 
Ausfertigung des Kontrollberichts. 

▼B 
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Beschließt ein Mitgliedstaat, Kollektivanträge zuzulassen, so kann er 
abweichend von Unterabsatz 1 vorsehen, dass dem Kollektiv keine 
Gelegenheit zur Unterzeichnung des Kontrollberichts gegeben wird, 
wenn bei der Kontrolle kein Verstoß festgestellt wurde. Falls durch 
solche Kontrollen ein Verstoß festgestellt wird, so ist Gelegenheit zur 
Unterzeichnung des Berichts zu geben, bevor die zuständige Behörde 
aus den Feststellungen ihre Schlussfolgerungen bezüglich etwaiger sich 
daraus ergebender Kürzungen, Ablehnungen, Rücknahmen und Sanktio­
nen zieht. 

▼B 
Wird die Vor-Ort-Kontrolle mittels Fernerkundung gemäß Artikel 40 
durchgeführt, so können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass dem Be­
günstigten keine Gelegenheit zur Unterzeichnung des Kontrollberichts 
gegeben wird, wenn bei der Kontrolle durch Fernerkundung kein Ver­
stoß festgestellt wurde. Falls durch solche Kontrollen ein Verstoß fest­
gestellt wird, so ist Gelegenheit zur Unterzeichnung des Berichts zu 
geben, bevor die zuständige Behörde aus den Feststellungen ihre 
Schlussfolgerungen bezüglich etwaiger sich daraus ergebender Kürzun­
gen, Ablehnungen, Rücknahmen und Sanktionen zieht. 

A b s c h n i t t 3 

V o r - O r t - K o n t r o l l e n v o n B e i h i l f e a n t r ä g e n f ü r 
T i e r e u n d Z a h l u n g s a n t r ä g e n f ü r t i e r b e z o g e n e 

S t ü t z u n g s m a ß n a h m e n 

Artikel 42 

Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Vor-Ort-Kontrollen dienen der Überprüfung, ob alle Förderkrite­
rien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen eingehalten werden, und 
erstrecken sich auf alle Tiere, für die Beihilfe- oder Zahlungsanträge im 
Rahmen der zu überprüfenden Beihilferegelungen für Tiere oder tierbe­
zogenen Stützungsmaßnahmen eingereicht wurden. 

Hat ein Mitgliedstaat einen Zeitraum gemäß Artikel 21 Absatz 1 Buch­
stabe d festgelegt, so werden mindestens 50 % des gemäß Artikel 32 
oder 33 geltenden Mindestsatzes an Vor-Ort-Kontrollen für die jeweilige 
Beihilferegelung für Tiere oder tierbezogene Stützungsmaßnahme über 
diesen Zeitraum verteilt durchgeführt. ►M1 Beginnt der Haltungszeit­
raum vor dem Zeitpunkt der Vorlage eines Beihilfeantrags oder eines 
Zahlungsantrags oder kann der Haltungszeitraum nicht im Voraus fest­
gelegt werden, können die Mitgliedstaaten jedoch beschließen, dass die 
Vor-Ort-Kontrollen gemäß Artikel 32 oder 33 über den Zeitraum zu 
streuen sind, in dem für ein Tier ein Anspruch auf die Zahlung oder 
Förderung bestehen könnte. ◄ 

Nutzt ein Mitgliedstaat die Möglichkeit gemäß Artikel 21 Absatz 3, 
werden auch die potenziell beihilfefähigen Tiere gemäß der Begriffs­
bestimmung in Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 Nummer 17 der De­
legierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 überprüft. 

Vor-Ort-Kontrollen umfassen insbesondere eine Prüfung, ob die Zahl 
der im Betrieb vorhandenen Tiere, für die Beihilfe- und/oder Zahlungs­
anträge eingereicht wurden, sowie gegebenenfalls die Zahl der poten­
ziell beihilfefähigen Tiere der Zahl der Tiere in den Registern und der 
Zahl der an die elektronische Datenbank für Tiere gemeldeten Tiere 
entspricht. 

(2) Bei Vor-Ort-Kontrollen wird zudem geprüft, 

a) ob die Eintragungen in das Register und die Mitteilungen an die 
elektronische Datenbank für Tiere korrekt und stimmig sind; dies 
erfolgt durch Stichprobenkontrollen von Belegen wie Rechnungen 

▼M1 
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über Käufe und Verkäufe, Schlachtbescheinigungen, Veterinär­
bescheinigungen und gegebenenfalls Tierpässen oder Verbringungs­
dokumenten für Tiere, für die in den letzten sechs Monaten vor dem 
Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle Beihilfe- oder Zahlungsanträge ge­
stellt wurden; werden jedoch Unregelmäßigkeiten festgestellt, so 
wird die Kontrolle auf die letzten zwölf Monate vor dem Zeitpunkt 
der Vor-Ort-Kontrolle ausgeweitet; 

b) ob die Rinder und Schafe/Ziegen mit Ohrmarken oder anderen 
Kennzeichnungsmitteln gekennzeichnet sind, gegebenenfalls Tier­
pässe oder Verbringungsdokumente vorliegen, die Tiere im Register 
geführt sind und ordnungsgemäß an die elektronische Datenbank für 
Tiere gemeldet wurden. 

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten Überprüfungen können 
anhand einer Zufallsstichprobe vorgenommen werden. Wird bei dieser 
Stichprobenkontrolle ein Verstoß festgestellt, so werden alle Tiere über­
prüft oder die Ergebnisse aus der Stichprobe werden hochgerechnet. 

Artikel 43 

Kontrollbericht im Zusammenhang mit Beihilferegelungen für Tiere 
und tierbezogenen Stützungsmaßnahmen 

(1) Über jede gemäß diesem Abschnitt durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trolle ist ein Kontrollbericht anzufertigen, der es ermöglicht, die Einzel­
heiten der vorgenommenen Kontrollschritte nachzuvollziehen. Der Be­
richt enthält insbesondere folgende Angaben: 

a) die überprüften Beihilferegelungen für Tiere und/oder tierbezogenen 
Stützungsmaßnahmen und Beihilfe- oder Zahlungsanträge für Tiere; 

b) die anwesenden Personen; 

c) Zahl und Art der vorgefundenen Tiere und gegebenenfalls die kon­
trollierten Ohrmarkennummern, Eintragungen in das Bestandsregister 
und die elektronischen Datenbanken für Tiere, kontrollierte Belege, 
die Ergebnisse der Kontrollen und gegebenenfalls besondere Bemer­
kungen zu einzelnen Tieren und/oder ihren Kenncodes; 

d) ob und gegebenenfalls wie lange im Voraus dem Begünstigten die 
Kontrolle angekündigt wurde. Insbesondere wenn die in Artikel 25 
genannte Frist von 48 Stunden überschritten wurde, ist der Grund 
dafür im Kontrollbericht anzugeben; 

e) Angaben zu spezifischen Kontrollmaßnahmen, die bei den Beihilfe­
regelungen für Tiere und/oder tierbezogenen Stützungsmaßnahmen 
vorzunehmen waren; 

f) Angaben zu sonstigen vorzunehmenden Kontrollmaßnahmen. 

(2) Der Begünstigte erhält die Gelegenheit, den Bericht während der 
Kontrolle zu unterzeichnen und dadurch seine Anwesenheit bei der 
Kontrolle zu bezeugen und Bemerkungen hinzuzufügen. Verwendet 
ein Mitgliedstaat einen während der Kontrolle elektronisch erstellten 
Kontrollbericht, so sorgt die zuständige Behörde dafür, dass der Be­
günstigte den Bericht elektronisch unterzeichnen kann, oder der Kon­
trollbericht wird dem Begünstigten unverzüglich zugesendet, so dass er 
die Gelegenheit hat, den Bericht zu unterzeichnen und Bemerkungen 
hinzufügen. Wird ein Verstoß festgestellt, so erhält der Begünstigte eine 
Ausfertigung des Kontrollberichts. 
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(3) Führen die Mitgliedstaaten Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen dieser 
Verordnung in Verbindung mit Kontrollen im Rahmen der Verordnung 
(EG) Nr. 1082/2003 durch, so wird der Kontrollbericht durch die Be­
richte gemäß Artikel 2 Absatz 5 der genannten Verordnung ergänzt. 

(4) Finden sich bei gemäß vorliegender Verordnung durchgeführten 
Vor-Ort-Kontrollen Verstöße gegen Titel I der Verordnung (EG) Nr. 
1760/2000 oder gegen die Verordnung (EG) Nr. 21/2004, so werden 
den für die Durchführung der genannten Verordnungen zuständigen 
Behörden unverzüglich Ausfertigungen des Kontrollberichts im Sinne 
des vorliegenden Artikels übersandt. 

KAPITEL IV 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 44 

Bestimmungen zu den Kontrollergebnissen bei regionalen oder 
gemeinsamen im Umweltinteresse genutzten Flächen 

Bei regionaler oder gemeinsamer Umsetzung gemäß Artikel 46 Absatz 
5 oder 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 wird die ermittelte Fläche 
der gemeinsamen aneinander angrenzenden im Umweltinteresse genutz­
ten Flächen anteilmäßig auf die einzelnen Teilnehmer aufgeteilt, je nach 
ihrem Anteil an den gemeinsamen im Umweltinteresse genutzten Flä­
chen entsprechend ihrer Anmeldung gemäß Artikel 18 der vorliegenden 
Verordnung. 

Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 26 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 640/2014 auf jeden Teilnehmer an einer regionalen 
oder gemeinsamen Umsetzung ist die ermittelte im Umweltinteresse 
genutzte Fläche die Summe des zugewiesenen Anteils an den gemäß 
Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels bestimmten gemeinsamen im 
Umweltinteresse genutzten Flächen und der hinsichtlich der individuel­
len Verpflichtung bestimmten im Umweltinteresse genutzten Flächen. 

Artikel 45 

Prüfung des Tetrahydrocannabinolgehalts von angebautem Hanf 

(1) Für die Zwecke von Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 1307/2013 richten die Mitgliedstaaten das in Anhang I der vor­
liegenden Verordnung dargelegte System zur Bestimmung des Gehalts 
an Tetrahydrocannabinol (nachstehend „THC“) ein. 

(2) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats bewahrt die Aufzeich­
nungen über Auffälligkeiten im Zusammenhang mit dem THC-Gehalt 
auf. Diese Aufzeichnungen umfassen für jede Sorte zumindest den er­
mittelten THC-Gehalt jeder Probe, ausgedrückt als Prozentsatz mit zwei 
Dezimalstellen, das angewendete Verfahren, die Zahl der durchgeführ­
ten Analysen, den Zeitpunkt der Probenahme und die auf nationaler 
Ebene getroffenen Maßnahmen. 

(3) Überschreitet der durchschnittliche THC-Gehalt aller Proben einer 
bestimmten Sorte den in Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 festgesetzten Gehalt, so wenden die Mitgliedstaaten auf die 
betreffende Sorte während des folgenden Antragsjahres das in Anhang I 
der vorliegenden Verordnung beschriebene Verfahren B an. Dieses Ver­
fahren wird während der nächsten Antragsjahre angewendet, es sei 
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denn, alle Analyseergebnisse für die betreffende Sorte weisen einen 
THC-Gehalt aus, der unter dem in Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 festgesetzten Gehalt liegt. 

Überschreitet der durchschnittliche THC-Gehalt aller Proben einer be­
stimmten Sorte in zwei aufeinander folgenden Jahren den in Artikel 32 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 festgesetzten Gehalt, so 
unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat die Kommission über die Er­
mächtigung, das Inverkehrbringen dieser Sorte gemäß Artikel 18 der 
Richtlinie 2002/53/EG des Rates ( 1 ) zu verbieten. Diese Unterrichtung 
muss bis spätestens 15. November des jeweiligen Antragsjahres erfol­
gen. Ab dem folgenden Antragsjahr können für die unter diesen Antrag 
fallende Sorte in dem betreffenden Mitgliedstaat keine Direktzahlungen 
mehr geleistet werden. 

(4) Hanfpflanzen müssen unter normalen Wachstumsbedingungen 
nach ortsüblichen Normen mindestens bis zehn Tage nach Ende der 
Blüte gepflegt werden, so dass die in den Absätzen 1, 2 und 3 genann­
ten Kontrollen vorgenommen werden können. 

Die Mitgliedstaaten können allerdings zulassen, dass Hanf nach Beginn 
der Blüte, jedoch vor Ablauf des zehntägigen Zeitraums nach Ende der 
Blüte geerntet wird, sofern die Kontrollbeauftragten für jede Parzelle die 
repräsentativen Teile angeben, die im Hinblick auf die Kontrolle gemäß 
dem Verfahren des Anhangs I mindestens bis zehn Tage nach Ende der 
Blüte gepflegt werden müssen. 

(5) Die in Absatz 3 genannte Mitteilung erfolgt nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr. 792/2009 der Kommission ( 2 ). 

TITEL IV 

NICHT FLÄCHENBEZOGENE UND NICHT TIERBEZOGENE 
MASSNAHMEN ZUR ENTWICKLUNG DES LÄNDLICHEN RAUMS 

KAPITEL I 

Einleitende Bestimmung 

Artikel 46 

Anwendungsbereich 

Dieser Titel gilt für Ausgaben im Rahmen der Maßnahmen gemäß den 
Artikeln 14 bis 20, Artikel 21 Absatz 1 mit Ausnahme der jährlichen 
Prämie gemäß Buchstaben a und b, Artikel 27, Artikel 28 Absatz 9, den 
Artikeln 35 und 36 sowie Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013, Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
und Artikel 20, Artikel 36 Buchstabe a Ziffer vi, Buchstabe b Ziffern ii, 
vi und vii, Artikel 36 Buchstabe b Ziffern i und iii hinsichtlich der 
Anlegungskosten und den Artikeln 52 und 63 der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005. 
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( 1 ) Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten (ABl. L 193 vom 
20.7.2002, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 792/2009 der Kommission vom 31. August 2009 mit 
Durchführungsvorschriften zu den von den Mitgliedstaaten an die Kommis­
sion zu übermittelnden Informationen und Dokumenten im Zusammenhang 
mit der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte, den Regeln für Direkt­
zahlungen, der Förderung des Absatzes von Agrarerzeugnissen und den Re­
gelungen für die Regionen in äußerster Randlage und die kleineren Inseln des 
Ägäischen Meeres (ABl. L 228 vom 1.9.2009, S. 3).



 

KAPITEL II 

Kontrollen 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

Artikel 47 

Anträge auf Fördermittel, Zahlungsanträge und sonstige 
Erklärungen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen geeignete Verfahren für die Anträge 
auf Fördermittel, Zahlungsanträge und sonstigen Erklärungen im Zu­
sammenhang mit nicht flächenbezogenen oder nicht tierbezogenen Maß­
nahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums fest. 

(2) Für Maßnahmen gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b, Arti­
kel 16 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 27 der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 reicht der Begünstigte einen jährlichen 
Zahlungsantrag ein. 

A b s c h n i t t 2 

B e s t i m m u n g e n z u d e n K o n t r o l l e n 

Artikel 48 

Verwaltungskontrollen 

(1) Alle von einem Begünstigten oder Dritten vorzulegenden Anträge 
auf Fördermittel, Zahlungsanträge und sonstigen Erklärungen werden 
einer Verwaltungskontrolle unterzogen, die sich auf alle Elemente be­
zieht, die im Rahmen von Verwaltungskontrollen überprüft werden kön­
nen und sinnvollerweise überprüft werden sollen. Über die durchgeführ­
ten Kontrollen, die Ergebnisse der Überprüfung und die bei Abweichun­
gen getroffenen Abhilfemaßnahmen werden Aufzeichnungen geführt. 

(2) Durch Verwaltungskontrollen der Anträge auf Fördermittel wird 
sichergestellt, dass das Vorhaben mit den geltenden Verpflichtungen 
gemäß Unionsrecht oder nationalem Recht oder dem Programm zur 
Entwicklung des ländlichen Raums, einschließlich den Vorschriften 
für die öffentliche Auftragsvergabe, für staatliche Beihilfen sowie sons­
tigen verbindlichen Standards und Anforderungen, im Einklang steht. 
Bei den Kontrollen wird insbesondere Folgendes überprüft: 

a) die Förderfähigkeit des Begünstigten; 

b) die Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen für das 
Vorhaben, für das Fördermittel beantragt werden; 

c) die Einhaltung der Auswahlkriterien; 

d) die Förderfähigkeit der Kosten des Vorhabens, einschließlich der 
Einhaltung der Kostenkategorie oder der Berechnungsmethode, die 
angewendet werden müssen, wenn das Vorhaben oder ein Teil davon 
in den Anwendungsbereich von Artikel 67 Absatz 1 Buchstaben b, c 
und d der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 fällt; 

e) für in Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 
1303/2013 genannte Kosten, mit Ausnahme von Sachleistungen und 
Abschreibungen, die Plausibilität der geltend gemachten Kosten. Die 
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Kosten werden anhand eines geeigneten Bewertungssystems bewer­
tet, wie z. B. Referenzkosten, Vergleich verschiedener Angebote 
oder Bewertungsausschuss. 

(3) Verwaltungskontrollen der Zahlungsanträge umfassen insbeson­
dere, soweit dies für den betreffenden Antrag angemessen ist, die Über­
prüfung folgender Elemente: 

a) Vergleich des abgeschlossenen Vorhabens mit dem Vorhaben, für 
das ein Unterstützungsantrag eingereicht und genehmigt wurde; 

b) die angefallenen Kosten und die getätigten Zahlungen. 

(4) Die Verwaltungskontrollen umfassen Verfahren, mit denen eine 
regelwidrige Doppelfinanzierung im Rahmen anderer Unions- oder na­
tionaler Regelungen oder des vorhergehenden Programmplanungszeit­
raums ausgeschlossen werden kann. Erfolgt auch eine Finanzierung 
aus anderen Quellen, so wird durch diese Kontrollen sichergestellt, 
dass die insgesamt erhaltene Unterstützung nicht über den zulässigen 
Höchstbeträgen und -unterstützungssätzen liegt. 

(5) Die Verwaltungskontrollen bei Investitionsvorhaben umfassen zu­
mindest einen Besuch des geförderten Vorhabens oder des Investitions­
standorts, um die Durchführung der Investition zu überprüfen. 

Die zuständige Behörde kann jedoch in begründeten Fällen wie den 
folgenden von diesen Besuchen absehen: 

a) das Vorhaben ist Teil der Stichprobe für eine gemäß Artikel 49 
durchzuführende Vor-Ort-Kontrolle; 

b) die zuständige Behörde betrachtet das Vorhaben als kleine Investiti­
on; 

c) nach Ansicht der zuständigen Behörde ist die Gefahr gering, dass die 
Bedingungen für die Gewährung der Unterstützung nicht erfüllt sind 
oder die Investition nicht getätigt wurde. 

Über den Beschluss gemäß Unterabsatz 2 und seine Begründung sind 
Aufzeichnungen zu führen. 

Artikel 49 

Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Die Mitgliedstaaten führen auf der Grundlage einer geeigneten 
Stichprobe Vor-Ort-Kontrollen der genehmigten Vorhaben durch. Diese 
sind so weit wie möglich vor Tätigung der Abschlusszahlung für ein 
Vorhaben vorzunehmen. 

(2) Die Vor-Ort-Kontrollen dürfen nicht von denjenigen Kontroll­
beauftragten vorgenommen werden, die für dasselbe Vorhaben an den 
Verwaltungskontrollen beteiligt waren. 

Artikel 50 

Kontrollsatz und Stichprobenerhebung für Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Die im Rahmen der Vor-Ort-Kontrollen überprüften Ausgaben 
entsprechen mindestens 5 % der Ausgaben gemäß Artikel 46, die aus 
dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd­
lichen Raums (ELER) kofinanziert werden und von der Zahlstelle in 
jedem Kalenderjahr zu tätigen sind. 
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Wurden für ein Vorhaben, das einer Vor-Ort-Kontrolle unterzogen wer­
den muss, Vorschuss- oder Zwischenzahlungen geleistet, so werden 
diese Zahlungen bei den Ausgaben, die durch Vor-Ort-Kontrollen ge­
mäß Unterabsatz 1 abgedeckt sind, mitberücksichtigt. 

▼B 
(2) Nur Kontrollen, die bis zum Ende des betreffenden Kalenderjah­
res durchgeführt werden, werden im Hinblick auf die Erreichung des 
Mindestsatzes gemäß Absatz 1 berücksichtigt. 

Zahlungsanträge, die infolge von Verwaltungskontrollen als nicht för­
derfähig eingestuft wurden, fließen nicht in die Berechnung des Min­
destsatzes gemäß Absatz 1 ein. 

(3) Nur Kontrollen, die alle Anforderungen der Artikel 49 und 51 
erfüllen, dürfen im Hinblick auf die Erreichung des Mindestsatzes ge­
mäß Absatz 1 berücksichtigt werden. 

(4) Bei der Auswahl der Stichprobe genehmigter Vorhaben für die 
Kontrolle gemäß Absatz 1 ist insbesondere Folgendes zu berücksichti­
gen: 

a) die Notwendigkeit, in angemessenem Verhältnis Vorhaben unter­
schiedlicher Art und Größe zu prüfen; 

b) etwaige Risikofaktoren, die bei nationalen oder Unionskontrollen 
festgestellt wurden; 

c) die Art und Weise, in der das Vorhaben zum Fehlerrisiko bei der 
Umsetzung des Programms zur Entwicklung des ländlichen Raums 
beiträgt; 

d) die Notwendigkeit eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen den 
Maßnahmen und Vorhabenarten; 

e) die Notwendigkeit, 30 % bis 40 % der Ausgaben nach dem Zufalls­
prinzip auszuwählen. 

(5) Wird bei Vor-Ort-Kontrollen ein erheblicher Verstoß im Zusam­
menhang mit einer Stützungsmaßnahme oder Vorhabenart festgestellt, 
so erhöht die zuständige Behörde den Kontrollsatz im folgenden Kalen­
derjahr für die betreffende Maßnahme oder Vorhabenart entsprechend. 

(6) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten beschlie­
ßen, den Mindestsatz von je Kalenderjahr durchzuführenden Vor-Ort- 
Kontrollen gemäß Absatz 1 auf 3 % des aus dem ELER kofinanzierten 
Betrags zu verringern. 

Die Mitgliedstaaten dürfen Unterabsatz 1 nur anwenden, wenn die von 
der Kommission im Einklang mit Artikel 62 Absatz 2 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgelegten allgemeinen Bedingungen 
für die Verringerung des Mindestsatzes von Vor-Ort-Kontrollen erfüllt 
sind. 

Ist eine der in Unterabsatz 2 genannten Bedingungen nicht mehr erfüllt 
ist, widerrufen die Mitgliedstaaten umgehend ihren Beschluss, den Min­
destsatz von Vor-Ort-Kontrollen zu verringern. Ab dem folgenden Ka­
lenderjahr wenden sie den in Absatz 1 genannten Mindestsatz von Vor- 
Ort-Kontrollen an. 
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Artikel 51 

Inhalt der Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Durch Vor-Ort-Kontrollen wird überprüft, ob das Vorhaben im 
Einklang mit den geltenden Bestimmungen durchgeführt wurde, und 
werden alle Förderkriterien, Verpflichtungen und sonstigen Auflagen 
für die Gewährung von Unterstützung abgedeckt, die zum Zeitpunkt 
des Kontrollbesuchs überprüft werden können. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass das Vorhaben für eine Unterstützung aus dem ELER in 
Betracht kommt. 

(2) Bei Vor-Ort-Kontrollen wird die Richtigkeit der Angaben des 
Begünstigten anhand zugrunde liegender Unterlagen überprüft. 

Dies schließt eine Prüfung ein, ob die Zahlungsanträge des Begünstigten 
durch Buchführungsunterlagen oder andere Unterlagen belegt werden 
können, wobei die Richtigkeit der Angaben im Zahlungsantrag gegebe­
nenfalls anhand von Angaben oder Handelsunterlagen, die sich im Be­
sitz Dritter befinden, überprüft werden kann; 

(3) Durch Vor-Ort-Kontrollen wird überprüft, ob die tatsächliche 
oder beabsichtigte Zweckbestimmung des Vorhabens mit der im Antrag 
auf Unterstützung beschriebenen Zweckbestimmung, für die die Unter­
stützung gewährt wurde, übereinstimmt. 

(4) Außer bei außergewöhnlichen Umständen, die von den zuständi­
gen Behörden ordnungsgemäß zu dokumentieren und zu begründen 
sind, umfassen die Vor-Ort-Kontrollen einen Besuch des Standorts, an 
dem das Vorhaben umgesetzt wird, oder bei immateriellen Vorhaben 
einen Besuch des Projektträgers. 

Artikel 52 

Ex-post-Kontrollen 

(1) Bei Investitionsvorhaben werden Ex-post-Kontrollen durch­
geführt, um die Erfüllung der gemäß Artikel 71 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 geltenden oder im Programm zur Entwicklung des länd­
lichen Raums genannten Auflagen zu überprüfen. 

(2) Die Ex-post-Kontrollen erstrecken sich in jedem Kalenderjahr auf 
mindestens 1 % der Ausgaben des ELER für Investitionsvorhaben, für 
die gemäß Absatz 1 noch Auflagen gelten und für die die Abschluss­
zahlung aus dem ELER geleistet wurde. Berücksichtigt werden nur 
Kontrollen, die bis Ende des betreffenden Kalenderjahres durchgeführt 
wurden. 

(3) Die Stichprobe der gemäß Absatz 1 zu kontrollierenden Vorhaben 
basiert auf einer Analyse der Risiken und finanziellen Auswirkungen 
unterschiedlicher Vorhaben, Vorhabenarten oder Maßnahmen. Zwischen 
20 % und 25 % der Stichprobe werden nach dem Zufallsprinzip aus­
gewählt. 

Artikel 53 

Kontrollbericht 

(1) Über jede gemäß diesem Abschnitt durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trolle ist ein Kontrollbericht anzufertigen, der es ermöglicht, die Einzel­
heiten der vorgenommenen Kontrollschritte nachzuvollziehen. Der Be­
richt enthält insbesondere folgende Angaben: 

a) die überprüften Maßnahmen und Anträge bzw. Zahlungsanträge; 
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b) die anwesenden Personen; 

c) ob und gegebenenfalls wie lange im Voraus dem Begünstigten die 
Kontrolle angekündigt wurde; 

d) die Ergebnisse der Kontrollen und gegebenenfalls besondere Bemer­
kungen; 

e) Angaben zu sonstigen durchzuführenden Kontrollmaßnahmen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ex-post-Kontrollen gemäß diesem 
Abschnitt. 

(3) Der Begünstigte erhält die Gelegenheit, den Bericht während der 
Kontrolle zu unterzeichnen und dadurch seine Anwesenheit bei der 
Kontrolle zu bezeugen und Bemerkungen hinzuzufügen. Verwendet 
ein Mitgliedstaat einen während der Kontrolle elektronisch erstellten 
Kontrollbericht, so sorgt die zuständige Behörde dafür, dass der Be­
günstigte den Bericht elektronisch unterzeichnen kann, oder der Kon­
trollbericht wird dem Begünstigten unverzüglich zugesendet, so dass er 
die Gelegenheit hat, den Bericht zu unterzeichnen und Bemerkungen 
hinzufügen. Wird ein Verstoß festgestellt, so erhält der Begünstigte eine 
Ausfertigung des Kontrollberichts. 

A b s c h n i t t 3 

B e s t i m m u n g e n z u d e n K o n t r o l l e n b e i S o n d e r ­
m a ß n a h m e n 

Artikel 54 

Wissenstransfer und Informationsmaßnahmen 

Die zuständige Behörde überprüft die Einhaltung der Anforderung, wo­
nach die Anbieter von Wissenstransfer und Informationsdiensten über 
die geeigneten Fähigkeiten gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 verfügen müssen. Die zuständige Behörde über­
prüft Inhalt und Dauer der land- und forstwirtschaftlichen Austausch- 
und Besuchsregelungen gemäß Artikel 14 Absatz 5 der genannten Ver­
ordnung. Diese Prüfungen werden durch Verwaltungskontrollen und 
durch stichprobenartige Vor-Ort-Kontrollen vorgenommen. 

Artikel 55 

Beratungs-, Betriebsführungs- und Vertretungsdienste 

Bei Vorhaben gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstaben a und c der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 überprüft die zuständige Behörde die 
Einhaltung der Anforderung gemäß Artikel 15 Absatz 3 der genannten 
Verordnung, wonach die zur Beratung ausgewählten Behörden oder 
Stellen über angemessene Ressourcen verfügen müssen und die Aus­
wahl im Wege einer öffentlichen Ausschreibung getroffen werden muss. 
Diese Prüfung wird durch Verwaltungskontrollen und durch stichpro­
benartige Vor-Ort-Kontrollen vorgenommen. 

Artikel 56 

Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

Für die Maßnahme gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 kann die zuständige Behörde gegebenenfalls auf Belege 
von anderen Dienststellen, Einrichtungen oder Organisationen zurück­
greifen, um die Einhaltung der Auflagen und Förderkriterien zu über­
prüfen. Allerdings muss sich die zuständige Behörde davon überzeugen, 
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dass die betreffende Dienststelle, Einrichtung oder Organisation die für 
die Kontrolle der Einhaltung der Auflagen und Förderkriterien erforder­
lichen Standards beachtet. Zu diesem Zweck führt die zuständige Be­
hörde Verwaltungskontrollen und stichprobenartige Vor-Ort-Kontrollen 
durch. 

Artikel 57 

Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe und sonstiger 
Unternehmen 

Für Vorhaben gemäß Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 überprüft die zuständige Behörde durch Verwal­
tungskontrollen und stichprobenartige Vor-Ort-Kontrollen, ob Folgendes 
erfüllt ist: 

a) der Geschäftsplan gemäß Artikel 19 Absätze 4 und 5 der Verord­
nung (EU) Nr. 1305/2013 und Artikel 8 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission ( 1 ), einschließlich im Falle 
von Junglandwirten der Anforderung, wonach sie der in Artikel 19 
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 genannten Begriffs­
bestimmung eines aktiven Landwirts entsprechen müssen; 

b) die Vorschrift für die Übergangszeit für die Erfüllung der Bedingun­
gen hinsichtlich der beruflichen Qualifikation gemäß Artikel 2 Ab­
satz 3 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommis­
sion ( 2 ). 

Artikel 58 

Gründung von Erzeugergemeinschaften und -organisationen 

Für die Maßnahme gemäß Artikel 27 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 erkennen die Mitgliedstaaten eine Erzeugergemeinschaft an, 
nachdem sie überprüft haben, ob die Erzeugergemeinschaft die Kriterien 
gemäß Absatz 1 des genannten Artikels erfüllt und die nationalen Vor­
schriften einhält. Nach der Anerkennung überprüft die zuständige Be­
hörde durch Verwaltungskontrollen und mindestens einmal während des 
Fünfjahreszeitraums durch eine Vor-Ort-Kontrolle, ob die Kriterien für 
die Anerkennung und der Geschäftsplan gemäß Artikel 27 Absatz 2 der 
genannten Verordnung durchgängig eingehalten werden. 

Artikel 59 

Risikomanagement 

Hinsichtlich der besonderen Förderung gemäß Artikel 36 der Verord­
nung (EU) Nr. 1305/2013 überprüft die zuständige Behörde durch Ver­
waltungskontrollen und stichprobenartige Vor-Ort-Kontrollen insbeson­
dere, 
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Europäischen Parlaments und des Rates über die Förderung der ländlichen 
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( 2 ) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom 11. März 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen 
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durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd­
lichen Raums (ELER) und zur Einführung von Übergangsbestimmungen 
(siehe Seite 1 dieses Amtsblatts).



 

a) ob die Landwirte gemäß Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 1305/2013 förderfähig waren; 

b) ob bei Anträgen auf Zahlungen durch Fonds auf Gegenseitigkeit 
gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben b und c der Verordnung 
(EU) Nr. 1305/2013 die Entschädigung gemäß Artikel 36 Absatz 3 
der genannten Verordnung in voller Höhe an beigetretene Landwirte 
ausgezahlt wurde. 

Artikel 60 

Leader 

(1) Die Mitgliedstaaten führen eine geeignete Regelung für die Über­
wachung der lokalen Aktionsgruppen ein. 

(2) Bei Ausgaben gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstaben b und c 
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 können die Mitgliedstaaten lokale 
Aktionsgruppen förmlich mit der Durchführung der Verwaltungskontrol­
len gemäß Artikel 48 der vorliegenden Verordnung beauftragen. Die 
Mitgliedstaaten sind jedoch weiterhin für die Überprüfung verantwort­
lich, ob die betreffenden lokalen Aktionsgruppen die Verwaltungs- und 
Kontrollkapazität zur Durchführung dieser Tätigkeit haben. 

Im Fall der Zuständigkeitsübertragung gemäß Unterabsatz 1 führt die 
zuständige Behörde regelmäßig Kontrollen der lokalen Aktionsgruppen 
durch, einschließlich Buchprüfungen und stichprobenartiger Wieder­
holung von Verwaltungskontrollen. 

Die zuständige Behörde nimmt auch Vor-Ort-Kontrollen gemäß Arti­
kel 49 der vorliegenden Verordnung vor. Hinsichtlich der Kontrollstich­
probe für Leader betreffende Ausgaben gilt mindestens der in Artikel 50 
der vorliegenden Verordnung genannte Prozentsatz. 

(3) Ist bei Ausgaben gemäß Artikel 35 Absatz 1 Buchstaben a, d und 
e der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 und Artikel 35 Absatz 1 Buch­
staben b und c der genannten Verordnung die lokale Aktionsgruppe 
selbst Begünstigter der Unterstützung, so werden die Verwaltungskon­
trollen durch von der betreffenden lokalen Aktionsgruppe unabhängige 
Personen vorgenommen. 

Artikel 61 

Zinszuschüsse und Prämien für Bürgschaften 

(1) Bei Ausgaben gemäß Artikel 69 Absatz 3 Buchstabe a der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 beziehen sich die Verwaltungskontrollen 
und Vor-Ort-Kontrollen auf den Begünstigten und richten sich nach der 
Durchführung des betreffenden Vorhabens. Bei der Risikoanalyse ge­
mäß Artikel 50 der vorliegenden Verordnung wird das betreffende Vor­
haben mindestens einmal auf der Grundlage des abgezinsten Wertes des 
Zuschusses berücksichtigt. 

(2) Die zuständige Behörde gewährleistet durch Verwaltungskontrol­
len und gegebenenfalls Vor-Ort-Besuche bei den zwischengeschalteten 
Finanzinstituten und dem Begünstigten, dass die Zahlungen an die zwi­
schengeschalteten Finanzinstitute den Rechtsvorschriften der Union und 
der Vereinbarung zwischen der Zahlstelle und dem zwischengeschalte­
ten Finanzinstitut entsprechen. 
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(3) ►C1 Werden Zinszuschüsse oder Prämien für Bürgschaften mit 
Finanzinstrumenten in einem einzigen Vorhaben mit denselben End­
begünstigten kombiniert, so nimmt die zuständige Behörde nur in den 
in Artikel 40 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 festgelegten 
Fällen Kontrollen auf der Ebene des Endbegünstigten vor. ◄ 

Artikel 62 

Technische Hilfe auf Initiative der Mitgliedstaaten 

Bei Ausgaben gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1305/2013 gelten die Artikel 48 bis 51 und Artikel 53 der vorliegenden 
Verordnung entsprechend. 

Die Verwaltungskontrollen gemäß Artikel 48 sowie die Vor-Ort-Kon­
trollen gemäß Artikel 49 werden von einer Einrichtung durchgeführt, 
die von der die technischen Hilfe gewährenden zuständigen Einrichtung 
funktional unabhängig ist. 

KAPITEL III 

Zu Unrecht gezahlte Beträge und Verwaltungssanktionen 

Artikel 63 

Vollständige oder teilweise Rücknahme von Unterstützung und 
Verwaltungssanktionen 

(1) Die Zahlungen werden auf der Grundlage der Beträge berechnet, 
deren Förderfähigkeit bei den Verwaltungskontrollen gemäß Artikel 48 
festgestellt wurde. 

Die zuständige Behörde prüft den vom Begünstigten erhaltenen Zah­
lungsantrag und setzt die förderfähigen Beträge fest. Sie setzt Folgendes 
fest: 

a) den auf der Grundlage des Zahlungsantrags und des Gewährungs­
beschlusses an den Begünstigten auszuzahlenden Betrag; 

b) den nach Prüfung der Förderfähigkeit der im Zahlungsantrag ange­
gebenen Kosten an den Begünstigten auszuzahlenden Betrag. 

Liegt der gemäß Unterabsatz 2 Buchstabe a ermittelte Betrag mehr als 
10 % über dem gemäß Unterabsatz 2 Buchstabe b festgestellten Betrag, 
so wird für den gemäß Buchstabe b festgestellten Betrag eine Verwal­
tungssanktion verhängt. Der Sanktionsbetrag beläuft sich auf die Diffe­
renz zwischen diesen beiden Beträgen, geht jedoch nicht über eine voll­
ständige Rücknahme der Unterstützung hinaus. 

Sanktionen werden jedoch nicht verhängt, wenn der Begünstigte zur 
Zufriedenheit der zuständigen Behörde nachweisen kann, dass die Ein­
beziehung des nicht förderfähigen Betrags nicht auf ein Verschulden 
seinerseits zurückzuführen ist, oder wenn die zuständige Behörde sich 
anderweitig davon überzeugt hat, dass der Fehler nicht bei dem betref­
fenden Begünstigten liegt. 

(2) Die Verwaltungssanktion gemäß Absatz 1 gilt entsprechend für 
nicht förderfähige Ausgaben, die bei in Artikel 49 genannten Vor-Ort- 
Kontrollen festgestellt werden. In diesem Fall werden die kumulierten 
Ausgaben für das betreffende Vorhaben geprüft. Dies gilt unbeschadet 
der Ergebnisse der vorhergehenden Vor-Ort-Kontrollen der betreffenden 
Vorhaben. 
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TITEL V 

KONTROLLSYSTEM UND VERWALTUNGSSANKTIONEN IM 
RAHMEN DER CROSS-COMPLIANCE 

KAPITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 64 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke der technischen Spezifikationen, die für die Durchfüh­
rung des Kontrollsystems und der Verwaltungssanktionen im Zusam­
menhang mit der Cross-Compliance erforderlich sind, gelten folgende 
Begriffsbestimmungen: 

a) „spezialisierte Kontrolleinrichtungen“: die zuständigen nationalen 
Kontrollbehörden im Sinne von Artikel 67 der vorliegenden Ver­
ordnung, die für die Einhaltung der Vorschriften nach Artikel 93 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 verantwortlich sind; 

b) „Rechtsakt“: jede einzelne in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 aufgeführte Richtlinie und Verordnung; 

c) „Jahr der Feststellung“: das Kalenderjahr, in dem die Verwaltungs- 
oder Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt wurde; 

d) „Bereiche der Cross-Compliance“: jeder der drei in Artikel 93 Ab­
satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannten Bereiche 
sowie die Erhaltung von Dauergrünland im Sinne von Artikel 93 
Absatz 3 der genannten Verordnung. 

KAPITEL II 

Kontrollen 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

Artikel 65 

Kontrollsystem für die Cross-Compliance 

(1) Die Mitgliedstaaten führen ein System zur wirksamen Kontrolle 
der Einhaltung der Cross-Compliance ein. Dieses System sieht insbeson­
dere Folgendes vor: 

a) ist die zuständige Kontrollbehörde nicht die Zahlstelle, Übermittlung 
der erforderlichen Informationen über die Begünstigten gemäß Ar­
tikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 von der Zahlstelle an 
die spezialisierten Kontrolleinrichtungen und/oder gegebenenfalls 
über die koordinierende Behörde; 

b) die Methoden zur Auswahl der Kontrollstichproben; 

c) Vorgaben über Art und Umfang der durchzuführenden Kontrollen; 
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d) Kontrollberichte, in denen insbesondere die festgestellten Verstöße 
und deren Schwere, Ausmaß, Dauer und Häufigkeit festgehalten 
werden; 

e) ist die zuständige Kontrollbehörde nicht die Zahlstelle, Übermittlung 
der Kontrollberichte von den spezialisierten Kontrolleinrichtungen 
entweder an die Zahlstelle oder die koordinierende Behörde oder 
beide; 

f) die Anwendung von Kürzungen und Ausschlüssen durch die Zahl­
stelle. 

(2) Die Mitgliedstaaten können ein Verfahren vorsehen, wonach der 
Begünstigte der Zahlstelle die erforderlichen Angaben zur Bestimmung 
der für ihn geltenden Anforderungen und Standards mitteilt. 

Artikel 66 

Beihilfezahlungen im Zusammenhang mit Cross-Compliance- 
Kontrollen 

Können Cross-Compliance-Kontrollen nicht abgeschlossen werden, be­
vor die Zahlungen und jährlichen Prämien gemäß Artikel 92 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1306/2013 an die betreffenden Begünstigten geleistet 
werden, so wird der vom Begünstigten aufgrund einer Verwaltungs­
sanktion zu zahlende Betrag gemäß Artikel 7 der vorliegenden Verord­
nung oder durch Verrechnung wiedereingezogen. 

Artikel 67 

Zuständigkeiten der Kontrollbehörden 

(1) Die Kontrollbehörden haben folgende Zuständigkeiten: 

a) Die spezialisierten Kontrolleinrichtungen sind für die Durchführung 
der Kontrollen in Bezug auf die Einhaltung der betreffenden Anfor­
derungen und Standards zuständig. 

b) Die Zahlstellen sind für die Festsetzung von Verwaltungssanktionen 
in Einzelfällen gemäß Titel IV Kapitel II der Delegierten Verordnung 
(EU) Nr. 640/2014 und Kapitel III des vorliegenden Titels zuständig. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten beschlie­
ßen, dass die Kontrollen in Bezug auf alle oder bestimmte Anforderun­
gen, Standards, Rechtsakte oder Bereiche der Cross-Compliance von der 
Zahlstelle durchgeführt werden müssen, sofern der Mitgliedstaat ge­
währleistet, dass die so durchgeführten Kontrollen mindestens ebenso 
wirksam sind wie bei der Durchführung durch eine spezialisierte Kon­
trolleinrichtung. 

A b s c h n i t t 2 

V o r - O r t - K o n t r o l l e n 

Artikel 68 

Mindestkontrollsatz 

(1) Die zuständige Kontrollbehörde führt im Bereich der in ihre Zu­
ständigkeit fallenden Anforderungen und Standards Vor-Ort-Kontrollen 
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bei mindestens 1 % aller in ihre Zuständigkeit fallenden Begünstigten 
gemäß Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 durch. 

Bei in den Artikeln 28 und 29 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
genannten Vereinigungen von Personen, gilt abweichend von Unter­
absatz 1, dass für die Zwecke der Berechnung des in Unterabsatz 1 
festgelegten Kontrollsatzes jedes einzelne Mitglied einer solchen Ver­
einigung als Begünstigter angesehen werden kann. 

Der Mindestkontrollsatz gemäß Unterabsatz 1 kann auf der Ebene jeder 
zuständigen Kontrollbehörde oder auf der Ebene jedes Rechtsaktes oder 
Standards oder jeder Gruppe von Rechtsakten oder Standards erreicht 
werden. Werden die Kontrollen nicht von der Zahlstelle durchgeführt, 
so kann dieser Mindestkontrollsatz dennoch auf der Ebene jeder Zahl­
stelle erreicht werden. 

Sofern in den für die Rechtsakte und Standards geltenden Rechtsvor­
schriften bereits ein Mindestkontrollsatz festgelegt ist, findet dieser Kon­
trollsatz anstelle des Mindestkontrollsatzes gemäß Unterabsatz 1 An­
wendung. Alternativ können die Mitgliedstaaten beschließen, dass et­
waige Verstöße, die bei Vor-Ort-Kontrollen im Rahmen der für die 
Rechtsakte und Standards geltenden Rechtsvorschriften außerhalb der 
Stichprobe gemäß Unterabsatz 1 aufgedeckt wurden, der für den betref­
fenden Rechtsakt oder Standard zuständigen Kontrollbehörde gemeldet 
und von dieser weiterbehandelt werden. Es gelten die Bestimmungen 
dieses Kapitels sowie von Titel III Kapitel I, II und III. 

Hinsichtlich der Cross-Compliance-Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit der Richtlinie 96/22/EG gilt, dass bei Anwendung eines bestimmten 
Probenahmesatzes aus Überwachungsplänen die Forderung nach dem in 
Unterabsatz 1 festgelegten Mindestsatz erfüllt ist. 

(2) Um den Mindestkontrollsatz gemäß Absatz 1 auf der Ebene jedes 
Rechtsaktes oder Standards oder jeder Gruppe von Rechtsakten oder 
Standards zu erreichen, kann der Mitgliedstaat abweichend von Ab­
satz 1 

a) die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen verwenden, die gemäß den 
für die betreffenden Rechtsakte und Standards geltenden Rechtsvor­
schriften bei den ausgewählten Begünstigten durchgeführt wurden, 
oder 

b) ausgewählte Begünstigte durch Begünstigte ersetzen, bei denen eine 
Vor-Ort-Kontrolle gemäß den für die betreffenden Rechtsakte und 
Standards geltenden Rechtsvorschriften durchgeführt wurde, sofern 
es sich dabei um Begünstigte gemäß Artikel 92 der Verordnung 
(EU) Nr. 1306/2013 handelt. 

In diesen Fällen beziehen sich die Vor-Ort-Kontrollen auf alle im Rah­
men der Cross-Compliance festgelegten Aspekte der einschlägigen 
Rechtsakte oder Standards. Darüber hinaus trägt der Mitgliedstaat dafür 
Sorge, dass diese Vor-Ort-Kontrollen mindestens ebenso wirksam sind 
wie von den zuständigen Kontrollbehörden durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trollen. 

(3) Bei der Bestimmung des Mindestkontrollsatzes gemäß Absatz 1 
des vorliegenden Artikels bleiben die nach Artikel 97 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 erforderlichen Maßnahmen unberück­
sichtigt. 
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(4) Sollte bei den Vor-Ort-Kontrollen ein erheblicher Grad an Ver­
stößen in Bezug auf einen bestimmten Rechtsakt oder Standard fest­
gestellt werden, so ist im nachfolgenden Kontrollzeitraum die Zahl der 
für diesen Rechtsakt oder Standard durchzuführenden Vor-Ort-Kontrol­
len zu erhöhen. In einem eigenen Rechtsakt kann die zuständige Kon­
trollbehörde beschließen, den Umfang dieser zusätzlichen Vor-Ort-Kon­
trollen auf die Anforderungen zu begrenzen, gegen die am häufigsten 
verstoßen wird. 

(5) Beschließt ein Mitgliedstaat, von der Möglichkeit gemäß Arti­
kel 97 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 Gebrauch zu 
machen, so sind bei einer Stichprobe von 20 % dieser Begünstigten 
die erforderlichen Maßnahmen umzusetzen, um sich zu vergewissern, 
dass die Begünstigten Abhilfemaßnahmen für die betreffenden Verstöße 
getroffen haben. 

Artikel 69 

Auswahl der Kontrollstichprobe 

(1) Die Auswahl der Stichprobe der gemäß Artikel 68 zu kontrollie­
renden landwirtschaftlichen Betriebe erfolgt gegebenenfalls anhand einer 
Risikoanalyse gemäß den geltenden Rechtsvorschriften oder anhand ei­
ner für die Anforderungen oder Standards geeigneten Risikoanalyse. 
Diese Risikoanalyse kann auf der Ebene eines einzelnen Betriebs oder 
der Ebene von Betriebskategorien oder geografischen Gebieten erfolgen. 

Bei der Risikoanalyse können einer oder beide der folgenden Faktoren 
berücksichtigt werden: 

a) die Teilnahme eines Begünstigten an dem gemäß Artikel 12 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 eingerichteten Betriebsberatungs­
system; 

b) die Teilnahme eines Begünstigten an einem Zertifizierungssystem, 
sofern dieses System für die betreffenden Anforderungen und Stan­
dards relevant ist. 

Ein Mitgliedstaat kann auf der Grundlage einer Risikoanalyse beschlie­
ßen, Begünstigte, die an einem Zertifizierungssystem gemäß Unterabsatz 
2 Buchstabe b teilnehmen, aus der risikobasierten Kontrollstichprobe 
auszuschließen. Deckt das Zertifizierungssystem jedoch nur einen Teil 
der Anforderungen und Standards ab, die der Begünstigte im Rahmen 
der Cross-Compliance einzuhalten hat, so sind auf die nicht vom Zer­
tifizierungssystem abgedeckten Anforderungen und Standards geeignete 
Risikofaktoren anzuwenden. 

Ergibt die Analyse der Kontrollergebnisse eine signifikante Häufigkeit 
von Verstößen gegen die im Zertifizierungssystem gemäß Unterabsatz 2 
Buchstabe b vorgesehenen Anforderungen oder Standards, so sind die 
Risikofaktoren, die sich auf die betreffenden Anforderungen oder Stan­
dards beziehen, neu zu bewerten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Kontrollen im Nachgang zu Verstößen, 
von denen die zuständige Kontrollbehörde auf andere Weise Kenntnis 
erlangt hat. Er gilt jedoch für Kontrollen, die als Folgemaßnahmen 
gemäß Artikel 97 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 durchgeführt werden. 
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(3) Zur Sicherstellung der Repräsentativität werden von der Mindest­
zahl von Begünstigten, bei denen gemäß Artikel 68 Absatz 1 Unter­
absatz 1 Vor-Ort-Kontrollen durchzuführen sind, 20 % bis 25 % nach 
dem Zufallsprinzip ausgewählt. Übersteigt die Anzahl der einer Vor-Ort- 
Kontrolle zu unterziehenden Begünstigten jedoch diese Mindestanzahl, 
so darf der Prozentsatz der nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Be­
günstigten in der zusätzlichen Stichprobe nicht über 25 % liegen. 

(4) Gegebenenfalls kann ein Teil der Kontrollstichprobe vor Ablauf 
des betreffenden Antragszeitraums anhand der verfügbaren Informatio­
nen ausgewählt werden. Die vorläufige Stichprobe wird ergänzt, wenn 
alle relevanten Anträge vorliegen. 

(5) Die gemäß Artikel 68 Absatz 1 zu kontrollierenden Begünstigten 
können unter den Begünstigten ausgewählt werden, die bereits gemäß 
den Artikeln 30 bis 34 ausgewählt wurden und für die die jeweiligen 
Anforderungen oder Standards gelten. Diese Möglichkeit besteht jedoch 
nicht für die Kontrolle von Begünstigten im Rahmen der Unterstützung 
im Weinsektor gemäß den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 
1308/2013. 

(6) Abweichend von Artikel 68 Absatz 1 können die Stichproben der 
Begünstigten, von denen mindestens 1 % einer Vor-Ort-Kontrolle zu 
unterziehen ist, einzeln aus jeder der folgenden Grundgesamtheiten von 
Begünstigten ausgewählt werden, die den Cross-Compliance-Verpflich­
tungen gemäß Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 unterlie­
gen: 

a) Begünstigte, die Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 erhalten; 

b) Begünstigte, die Unterstützung im Weinsektor gemäß den Artikeln 
46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 erhalten; 

c) Begünstigte, die die jährlichen Prämien gemäß Artikel 21 Absatz 1 
Buchstaben a und b und den Artikeln 28 bis 31, 33 und 34 der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erhalten. 

(7) Wird auf der Grundlage der Risikoanalyse auf Ebene der land­
wirtschaftlichen Betriebe festgestellt, dass Nicht-Begünstigte gegenüber 
den Begünstigten gemäß Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 ein höheres Risiko darstellen, können diese Begünstigten 
durch Nicht-Begünstigte ersetzt werden. In diesem Fall muss die Ge­
samtzahl der kontrollierten Betriebsinhaber dennoch den in Artikel 68 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung festgesetzten Kontrollsatz errei­
chen. Die Gründe für solche Ersetzungen müssen ordnungsgemäß be­
gründet und dokumentiert sein. 

(8) Die in den Absätzen 5 und 6 genannten Verfahren können mit­
einander kombiniert werden, sofern sich durch eine solche Kombination 
die Wirksamkeit des Kontrollsystems erhöht. 

Artikel 70 

Feststellung der Einhaltung der Anforderungen und Standards 

(1) Die Einhaltung der Anforderungen und Standards wird gegebe­
nenfalls mit den Mitteln festgestellt, die in den Rechtsvorschriften zu 
den betreffenden Anforderungen oder Standards vorgesehen sind. 
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(2) In anderen Fällen erfolgt die Feststellung gegebenenfalls mit von 
der zuständigen Kontrollbehörde beschlossenen geeigneten Mitteln, die 
eine mindestens gleichwertige Genauigkeit wie die nach den nationalen 
Vorschriften durchgeführten amtlichen Feststellungen gewährleisten 
müssen. 

(3) Die Vor-Ort-Kontrollen können gegebenenfalls mittels Fernerkun­
dung vorgenommen werden. 

Artikel 71 

Gegenstand der Vor-Ort-Kontrollen 

(1) Bei den Kontrollen im Rahmen der Stichprobe gemäß Artikel 68 
Absatz 1 sorgt die zuständige Kontrollbehörde dafür, dass alle aus­
gewählten Begünstigten in Bezug auf die Einhaltung der in die Zustän­
digkeit der Kontrollbehörde fallenden Anforderungen und Standards 
kontrolliert werden. 

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 werden im Falle, dass der Mindest­
kontrollsatz gemäß Artikel 68 Absatz 1 Unterabsatz 3 auf der Ebene 
jedes Rechtsaktes oder Standards oder jeder Gruppe von Rechtsakten 
oder Standards erreicht wird, die ausgewählten Begünstigten in Bezug 
auf die Einhaltung des betreffenden Rechtsaktes oder Standards oder der 
betreffenden Gruppe von Rechtsakten oder Standards kontrolliert. 

Wird eine Vereinigung von Personen gemäß den Artikeln 28 und 29 der 
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 für die Stichprobe gemäß Artikel 68 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung ausgewählt, so sorgt die zustän­
dige Kontrollbehörde dafür, dass alle Mitglieder der Vereinigung im 
Hinblick auf die Einhaltung der für sie geltenden Anforderungen und 
Standards kontrolliert werden. 

In der Regel wird jeder für eine Vor-Ort-Kontrolle ausgewählte Begüns­
tigte zu einem Zeitpunkt kontrolliert, zu dem die meisten Anforderun­
gen und Standards, für die er ausgewählt wurde, überprüft werden 
können. Die Mitgliedstaaten stellen jedoch sicher, dass im Jahresverlauf 
für sämtliche Anforderungen und Standards ein angemessenes Kontroll­
niveau erreicht wird. 

(2) Vor-Ort-Kontrollen erfassen, soweit anwendbar, die gesamte 
landwirtschaftliche Fläche des Betriebs. Die tatsächliche Feldbesichti­
gung als Teil einer Vor-Ort-Kontrolle kann sich jedoch auf eine Stich­
probe von mindestens der Hälfte der von der Anforderung oder dem 
Standard betroffenen landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs be­
schränken, sofern diese Stichprobe ein verlässliches und repräsentatives 
Kontrollniveau in Bezug auf die Anforderungen und Standards gewähr­
leistet. 

Unterabsatz 1 gilt unbeschadet der Berechnung und Anwendung der 
Verwaltungssanktionen gemäß Titel IV Kapitel II der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 640/2014 und gemäß Kapitel III des vorliegenden 
Titels. Wird bei der Stichprobenkontrolle gemäß Unterabsatz 1 ein Ver­
stoß festgestellt, so wird die Stichprobe der tatsächlich besichtigten 
landwirtschaftlichen Parzellen ausgeweitet. 

Darüber hinaus kann sich im Falle, dass die für den Rechtsakt oder die 
Standards geltenden Rechtsvorschriften dies vorsehen, die tatsächliche 
Kontrolle der Einhaltung der Anforderungen und Standards als Teil 
einer Vor-Ort-Kontrolle auf eine repräsentative Stichprobe der zu kon­
trollierenden Objekte beschränken. Die Mitgliedstaaten stellen jedoch 
sicher, dass die Kontrollen für alle Anforderungen und Standards durch­
geführt werden, deren Einhaltung zum Zeitpunkt des Besuchs überprüft 
werden kann. 
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(3) Die Kontrollen nach Absatz 1 werden in der Regel im Rahmen 
eines einzigen Kontrollbesuchs vorgenommen. Sie bestehen in einer 
Überprüfung der Anforderungen und Standards, deren Einhaltung zum 
Zeitpunkt dieses Besuchs überprüft werden kann. Ziel dieser Kontrollen 
ist es, eventuelle Verstöße gegen diese Anforderungen und Standards 
festzustellen und darüber hinaus die Fälle zu ermitteln, die weiteren 
Kontrollen unterzogen werden müssen. 

(4) Vor-Ort-Kontrollen auf Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe 
können durch Verwaltungskontrollen ersetzt werden, sofern der Mit­
gliedstaat gewährleistet, dass die Verwaltungskontrollen mindestens 
ebenso wirksam sind wie Vor-Ort-Kontrollen. 

(5) Bei der Durchführung von Vor-Ort-Kontrollen können die Mit­
gliedstaaten objektive, sich auf bestimmte Anforderungen oder Stan­
dards beziehende Indikatoren anwenden, sofern sie sicherstellen, dass 
die Kontrollen der betreffenden Anforderungen und Standards mindes­
tens ebenso wirkungsvoll sind wie Vor-Ort-Kontrollen, die ohne die 
Verwendung von Indikatoren erfolgen. 

Die Indikatoren hängen direkt mit den Anforderungen oder Standards 
zusammen, die sie repräsentieren, und decken alle Aspekte ab, die bei 
der Kontrolle dieser Anforderungen oder Standards zu überprüfen sind. 

(6) Vor-Ort-Kontrollen im Zusammenhang mit der Stichprobe gemäß 
Artikel 68 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung werden in dem Ka­
lenderjahr durchgeführt, in dem die Beihilfe- und/oder Zahlungsanträge 
vorgelegt werden, oder bei Anträgen auf Unterstützung im Weinsektor 
gemäß den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 zu 
jedem Zeitpunkt innerhalb des Zeitraums gemäß Artikel 97 Absatz 1 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013. 

Artikel 72 

Kontrollbericht 

(1) Für jede im Rahmen dieses Titels durchgeführte Vor-Ort-Kon­
trolle ist von der zuständigen Kontrollbehörde oder unter ihrer Verant­
wortung ein Kontrollbericht zu erstellen. 

Der Kontrollbericht ist in folgende Teile untergliedert: 

a) einen allgemeinen Teil, der insbesondere folgende Angaben enthält: 

i) den für die Vor-Ort-Kontrolle ausgewählten Begünstigten, 

ii) die anwesenden Personen, 

iii) Angaben dazu, ob dem Begünstigten die Kontrolle angekündigt 
wurde, und wenn ja, mit welcher Frist die Vorankündigung er­
folgte; 

b) einen Teil, aus dem gesondert für jeden der Rechtsakte bzw. jeden 
der Standards die durchgeführten Kontrollen hervorgehen und der 
insbesondere folgende Angaben enthält: 

i) die der Vor-Ort-Kontrolle unterzogenen Anforderungen und 
Standards, 

ii) Art und Umfang der durchgeführten Kontrollen, 
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iii) die Ergebnisse, 

iv) die Rechtsakte und Standards, bei denen Verstöße festgestellt 
wurden; 

c) einen bewertenden Teil, in dem für jeden der Rechtsakte bzw. jeden 
der Standards die Bedeutung der Verstöße auf der Grundlage der in 
Artikel 99 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannten 
Kriterien „Schwere“, „Ausmaß“, „Dauer“ und „wiederholtes Auftre­
ten“ beurteilt und alle Faktoren aufgeführt werden, die zu einer 
Erhöhung oder Verminderung der anzuwendenden Kürzung führen 
sollten. 

Gewähren die Bestimmungen hinsichtlich der jeweiligen Anforderung 
oder des jeweiligen Standards einen Ermessensspielraum, den fest­
gestellten Verstoß nicht weiterzuverfolgen oder wird Unterstützung ge­
mäß Artikel 17 Absätze 5 und 6 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 
gewährt, ist dies in dem Bericht anzugeben. 

(2) Absatz 1 gilt unabhängig davon, ob der betreffende Begünstigte 
gemäß Artikel 69 für die Vor-Ort-Kontrolle ausgewählt wurde, gemäß 
Artikel 68 Absatz 2 im Rahmen der für die Rechtsakte und Standards 
geltenden Rechtsvorschriften vor Ort kontrolliert wurde oder ob es sich 
um eine Nachkontrolle nach einem Verstoß handelt, von dem die zu­
ständige Kontrollbehörde auf andere Weise Kenntnis erlangt hat. 

(3) Der Begünstigte wird über jeden festgestellten Verstoß innerhalb 
von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle informiert. 

Hat der Begünstigte keine sofortigen Abhilfemaßnahmen im Sinne von 
Artikel 99 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 
getroffen, durch die der festgestellte Verstoß abgestellt wird, so wird der 
Begünstigte innerhalb der Frist nach Maßgabe von Unterabsatz 1 des 
vorliegenden Absatzes darüber informiert, dass Abhilfemaßnahmen ge­
mäß Artikel 99 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013 zu ergreifen sind. 

Hat der Begünstigte keine sofortigen Abhilfemaßnahmen im Sinne von 
Artikel 97 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 getroffen, 
durch die der festgestellte Verstoß abgestellt wird, so wird der Begüns­
tigte innerhalb eines Monats, nachdem gemäß dem genannten Artikel 
beschlossen wurde, keine Verwaltungssanktion zu verhängen, darüber 
informiert, dass Abhilfemaßnahmen zu ergreifen sind. 

(4) Unbeschadet besonderer Regelungen in den für die Anforderun­
gen und Standards geltenden Rechtsvorschriften muss der Kontroll­
bericht innerhalb eines Monats nach der Vor-Ort-Kontrolle fertiggestellt 
sein. Diese Frist kann jedoch in ausreichend begründeten Fällen, ins­
besondere wenn dies aufgrund von chemischen oder physikalischen 
Analysen erforderlich ist, auf drei Monate verlängert werden. 

Ist die zuständige Kontrollbehörde nicht die Zahlstelle, so werden der 
Kontrollbericht und, sofern gefordert, die betreffenden Belege innerhalb 
eines Monats nach Fertigstellung des Berichts an die Zahlstelle oder die 
koordinierende Behörde übermittelt bzw. dieser zugänglich gemacht. 

Enthält der Bericht jedoch keine Feststellungen, kann der Mitgliedstaat 
beschließen, dass der Bericht nicht übermittelt wird, vorausgesetzt, dass 
er der Zahlstelle oder der koordinierenden Behörde innerhalb eines 
Monats nach seiner Fertigstellung unmittelbar zugänglich gemacht wird. 
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KAPITEL III 

Berechnung und Anwendung von Verwaltungssanktionen 

Artikel 73 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Ist mehr als eine Zahlstelle für die Verwaltung der verschiedenen 
Regelungen gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, der 
Maßnahmen gemäß Artikel 21 Absatz 1 Buchstaben a und b sowie den 
Artikeln 28 bis 31, 33 und 34 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 und 
der Zahlungen im Zusammenhang mit der Unterstützung im Weinsektor 
gemäß den Artikeln 46 und 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
zuständig, so gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass allen an diesen 
Zahlungen beteiligten Zahlstellen die festgestellten Verstöße und gege­
benenfalls die entsprechenden Verwaltungssanktionen zur Kenntnis ge­
bracht werden. Dies schließt auch die Fälle ein, in denen der Verstoß 
gegen die Förderkriterien auch einen Verstoß gegen die Cross-Compli­
ance-Vorschriften darstellt und umgekehrt. Die Mitgliedstaaten tragen 
gegebenenfalls dafür Sorge, dass ein einheitlicher Kürzungssatz ange­
wendet wird. 

(2) ►C1 Wurde mehr als ein Verstoß in Bezug auf verschiedene 
Rechtsakte oder Standards desselben Bereichs der Cross-Compliance 
festgestellt, so gelten diese Fälle zum Zweck der Festsetzung der Kür­
zung gemäß Artikel 39 Absatz 1 und Artikel 40 der Delegierten Ver­
ordnung (EU) Nr. 640/2014 als ein einziger Verstoß. ◄ 

(3) Ein Verstoß gegen eine Norm, der gleichzeitig einen Verstoß 
gegen eine Anforderung darstellt, gilt als ein einziger Verstoß. Zum 
Zweck der Berechnung von Kürzungen gilt der Verstoß als Teil des 
Anforderungsbereichs. 

(4) Die Verwaltungssanktion bezieht sich auf den Gesamtbetrag der 
Zahlungen im Sinne des Artikels 92 der Verordnung (EU) Nr. 
1306/2013, die dem betreffenden Begünstigten aufgrund folgender An­
träge gewährt wurden oder gewährt werden sollen: 

a) Beihilfe- oder Zahlungsanträge, die er im Laufe des Jahrs der Fest­
stellung eingereicht hat oder einreichen wird und/oder 

b) Anträge auf Unterstützung im Weinsektor gemäß den Artikeln 46 
und 47 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013. 

In Bezug auf Unterabsatz 1 Buchstabe b wird der entsprechende Betrag 
bei Umstrukturierung und Umstellung von Rebflächen durch 3 geteilt. 

(5) Bei einer Vereinigung von Personen gemäß den Artikeln 28 und 
29 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 wird der Kürzungssatz gemäß 
Kapitel III des vorliegenden Titels und Titel IV Kapitel II der Delegier­
ten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 berechnet. In diesem Fall können 
die Mitgliedstaaten aus Gründen der Verhältnismäßigkeit den Kürzungs­
satz auf den Teil der Unterstützung anwenden, der dem Mitglied der 
Vereinigung gewährt wurde, bei dem der Verstoß festgestellt wurde. 
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Artikel 74 

Berechnung und Anwendung von Verwaltungssanktionen bei 
Fahrlässigkeit 

(1) Wurden mehrere fahrlässige Verstöße in Bezug auf verschiedene 
Bereiche der Cross-Compliance festgestellt, so wird das in Artikel 39 
Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 geregelte Ver­
fahren zur Festsetzung der Kürzung auf jeden Verstoß getrennt ange­
wendet. 

Dabei werden die sich ergebenden Kürzungssätze addiert. Die höchst­
mögliche Kürzung darf jedoch 5 % des in Artikel 73 Absatz 4 der 
vorliegenden Verordnung genannten Gesamtbetrags nicht übersteigen. 

(2) Wird ein wiederholter Verstoß zusammen mit einem anderen Ver­
stoß oder einem anderen wiederholten Verstoß festgestellt, so werden 
die sich ergebenden Kürzungsprozentsätze addiert. Die höchstmögliche 
Kürzung darf jedoch 15 % des in Artikel 73 Absatz 4 genannten Ge­
samtbetrags nicht übersteigen. 

Artikel 75 

Berechnung und Anwendung von Verwaltungssanktionen bei 
vorsätzlichen Verstößen 

Bei vorsätzlichen Verstößen von erheblichem Ausmaß bzw. erheblicher 
Schwere oder Dauer wird der Begünstigte zusätzlich zu der gemäß 
Artikel 40 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014 verhängten 
und berechneten Sanktion im folgenden Kalenderjahr von allen Zah­
lungen gemäß Artikel 92 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 aus­
geschlossen. 

TITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 76 

Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt für Beihilfeanträge, Anträge auf Fördermittel oder Zahlungs­
anträge, die sich auf ab dem 1. Januar 2015 beginnende Antragsjahre 
oder Prämienzeiträume beziehen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B 

02014R0809 — DE — 22.08.2016 — 002.003 — 63



 

ANHANG 

Gemeinschaftsmethode für die mengenmäßige Bestimmung des Delta-9- 
Tetrahydrocannabinolgehalts in Hanfsorten 

1. Gegenstand und Anwendungsbereich 

Diese Methode dient der Bestimmung des Gehalts an Delta-9-Tetrahydrocanna­
binol (nachstehend „THC“) in Hanfsorten (Cannabis sativa L.). Je nach Fall wird 
sie gemäß Verfahren A oder Verfahren B, wie nachstehend beschrieben, ange­
wendet. 

Das Methodenprinzip ist die mengenmäßige Bestimmung des Delta-9-THC durch 
Gaschromatografie nach Flüssigextraktion. 

1.1. Verfahren A 

Verfahren A wird für die Feststellungen auf Produktionsebene gemäß Artikel 32 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und Artikel 30 Buchstabe g vor­
liegender Verordnung angewendet. 

1.2. Verfahren B 

Verfahren B wird in den in Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 und Artikel 36 Absatz 6 der vorliegenden Verordnung genannten 
Fällen angewendet. 

2. Probenahme 

2.1. Entnahme 

a) Verfahren A: Aus einer Population einer bestimmten Hanfsorte wird für jede 
ausgewählte Pflanze ein 30 cm langer Teil mit mindestens einer weiblichen 
Blüte entnommen. Die Entnahme erfolgt während des Zeitraums von 20 
Tagen nach Beginn und 10 Tagen nach Ende der Blüte, tagsüber und auf 
einer systematischen Route, die eine für die Parzelle repräsentative Sammlung 
ermöglicht, unter Auslassung der Randstreifen. 

Der Mitgliedstaat kann zulassen, dass die Probe während des Zeitraums zwi­
schen dem Beginn der Blüte und 20 Tagen nach Beginn der Blüte entnommen 
wird, sofern dafür gesorgt ist, dass für jede Anbausorte andere repräsentative 
Probenahmen nach den in Unterabsatz 1 beschriebenen Vorschriften während 
des Zeitraums von 20 Tagen nach Beginn und 10 Tagen nach Ende der Blüte 
vorgenommen werden. 

b) Verfahren B: Aus einer Population einer bestimmten Hanfsorte wird das obere 
Drittel jeder ausgewählten Pflanze entnommen. Die Entnahme erfolgt in den 
10 Tagen nach Ende der Blüte, tagsüber und auf einer systematischen Route, 
die eine für die Parzelle repräsentative Sammlung ermöglicht, unter Auslas­
sung der Randstreifen. Handelt es sich um eine zweihäusige Sorte, so werden 
nur die weiblichen Pflanzen entnommen. 

2.2. Größe der Probe 

Verfahren A: Für jede Parzelle besteht die Probe aus Pflanzenteilen von 50 
Pflanzen. 

Verfahren B: Für jede Parzelle besteht die Probe aus Pflanzenteilen von 200 
Pflanzen. 

Jede Probe wird locker in einen Sack aus Tuch oder Papier gefüllt und an das 
Analyselaboratorium geschickt. 

Der Mitgliedstaat kann vorsehen, dass eine zweite Probe für eine etwaige Gegen­
analyse entnommen und entweder vom Erzeuger oder von der für die Analyse 
zuständigen Stelle aufbewahrt wird. 

2.3. Trocknung und Lagerung der Probe 

Mit der Trocknung der Proben muss so rasch wie möglich, auf jeden Fall inner­
halb von 48 Stunden, bei einer Temperatur von weniger als 70 °C begonnen 
werden. 
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Die Proben werden bis zur Gewichtskonstanz und einem Feuchtigkeitsgehalt von 
8 % bis 13 % getrocknet. 

Die getrockneten Proben werden locker und dunkel bei einer Temperatur von 
weniger als 25 °C gelagert. 

3. Bestimmung des THC-Gehalts 

3.1. Vorbereitung der Probe zur Analyse 

Die getrockneten Proben werden von Stielen und Samen größer als 2 mm befreit. 

Sie werden zu halbfeinem Pulver vermahlen (das ein Sieb mit 1 mm Maschen­
weite passiert). 

Das Pulver kann 10 Wochen trocken und dunkel bei einer Temperatur von 
weniger als 25 °C gelagert werden. 

3.2. Reagenzien und Extraktionslösung 

Reagenzien 

— Delta-9-Tetrahydrocannabinol, chromatografisch rein, 

— Squalan, chromatografisch rein, als interner Standard. 

Extraktionslösung 

— 35 mg Squalan je 100 ml Hexan. 

3.3. Extraktion des Delta-9-THC 

100 mg der pulverförmigen Analyseprobe werden in ein Zentrifugenröhrchen 
eingewogen und mit 5 ml Extraktionslösung, die den internen Standard enthält, 
versetzt. 

Zur Extraktion wird 20 Minuten im Ultraschallbad beschallt. Anschließend wird 
5 Minuten bei 3 000 U/min zentrifugiert, die überstehende Lösung wird dekan­
tiert und zur mengenmäßigen Analyse des THC in den Gaschromatografen inji­
ziert. 

3.4. Gaschromatografie 

a) Geräte 

— Gaschromatograf mit einem Flammenionisationsdetektor und Split/Split­
los-Injektor, 

— Säule, die eine gute Trennung der Cannabinoiden ermöglicht, zum Bei­
spiel Fused-silica-Kapillarsäule 25 m lang, 0,22 mm Durchmesser, mit 
einer apolaren Phase des Typs 5 % Phenyl-Methylsiloxan. 

b) Standardisierungsbereiche 

Mindestens 3 Punkte für das Verfahren A und 5 Punkte für das Verfahren B, 
einschließlich der Punkte 0,04 und 0,50 mg/ml Delta-9-THC in Extraktions­
lösung. 

c) Versuchsbedingungen 

Folgende Bedingungen werden als Beispiel für die unter Buchstabe a ge­
nannte Säule gegeben: 

— Ofentemperatur 260 °C 

— Injektortemperatur 300 °C 

— Detektorentemperatur 300 °C 

d) Einspritzvolumen: 1 μl 
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4. Ergebnisse 

Das Ergebnis wird in Gramm Delta-9-THC je 100 Gramm der bis zur Gewichts­
konstanz getrockneten Analyseprobe mit zwei Dezimalstellen angegeben. Das 
Ergebnis lässt eine Toleranz von 0,03 Gramm je 100 Gramm zu. 

— Verfahren A: Das Ergebnis entspricht einer Einzelbestimmung je Analyse­
probe. 

Übersteigt das so erzielte Ergebnis jedoch den Grenzwert von Artikel 32 
Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013, so wird eine zweite Bestim­
mung je Analyseprobe vorgenommen; das Ergebnis entspricht dem Mittelwert 
dieser zwei Bestimmungen. 

— Verfahren B: Das Ergebnis entspricht dem Mittelwert von zwei Bestimmun­
gen je Analyseprobe (Doppelbestimmung). 
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